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Ein Methodenſtreit ift unter den Wiſſen⸗ 
ſchaftlern der Nationalökonomie entbrannt. Noch 
find die Funken des Feuers im Gelehrtenhauſe 
nicht auf der Straße ſichtbar, aber die Flammen 
züngeln bereits in den Innenräumen, und es 
ſcheint mir wünſchenswert, die Oeffentlichkeit ſo 
früh wie möglich auf das hinzuweiſen, was ſie 
bald zu ſehen bekommen wird. Ich ſehe förmlich 
die langen Geſichter der Herren Praktiker, die 
hier mit dem Streit der Gelehrten beſchäftigt 
werden ſollen. Aber die nationalökonomiſche 
Theorie ſteht mehr als jede andere im engſten 
Zuſammenhange mit der Praxis. Sie ſucht, da 
es ihr Beruf iſt, die Vorgänge in der Wirtſchaft zu 
beſchreiben, gegenüberzuſtellen, zu vergleichen und 
zu erklären, Anregung aus der Praxis des Wirt⸗ 
ſchaftlebens und ſie wirkt wieder auf dieſes zurück. 
Denn ob die Praktiker es wollen oder nicht, ob 
ſie es wiſſen oder nicht: ſie werden teils direkt, 
teils auf dem Umwege über die Geſetzgebung⸗ 
maſchine von den nationalökonomiſchen Theoremen 
beeinflußt. Da haben denn, ſcheint es mir, die 
wirtſchaftlichen Praktiker nicht bloß die Pflicht, 
ſich um die Vorgänge im Lehrgebäude zu 
kümmern, ſondern ſie haben auch das Recht, über 
das unterrichtet zu werden, was in den Gelehrten⸗ 
ſtuben vor ſich geht. 

Die hiſtoriſche Schule der Nationalökonomie 
bedeutete gegenüber der ſogenannten klaſſiſchen 
Schule infofern einen weſentlichen Fortſchritt, 
als ſie die unbedingte Verallgemeinerung der 
Abſtraktionen aus beſtehenden Zuſtänden über⸗ 
wand. Es iſt kein Zufall, daß auf den Schultern 
der ſcharfſinnigen nationalökonomiſchen Klaſſiker 
die ſelbſtzufriedenen Mancheſterleute ſtanden. 
Adam Smith, Ricardo und teilweiſe wohl auch 
Malthus analyſierten in ſcharfſinniger Weiſe die 
Wirtſchaftgebilde ihrer Zeit und gewannen aus 
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dieſer Analyſe geſetzmäßige Typen, die ſie in 
ſauber etikettierten Reagenzgläschen wie in einem 
nationalökonomiſchen Muſeum aufſtellten, damit 
daran die Menſchheit aller Zukunft ihr wirtſ chaft⸗ 
liches Innere ſtudieren könne. Die Idee der Ent⸗ 
wicklung war dieſen Klaſſikern fremd. Ihre Muſter⸗ 
beiſpiele galten für alle Zeiten, weil die beſtehenden 
Zuſtände von ihnen als dauernd angenommen 
wurden. Der politiſche Extrakt dieſer Gegen⸗ 
wart und alle Zukunft gleichachtenden Auf- 
faſſung ward die Marcheſterlehre, die arm und 
reich, hoch und niedrig, Ueberfluß und Mangel 
nicht als temporär, ſondern als gottgewollte 
Unendlichkeit anſah. Hier ſchuf die hiſtoriſche 
Schule Wandel. Für ſie waren die Gegenwart⸗ 
inſtitutionen erſt geworden, und weil geworden 
auch vergänglich. Der einzelne Problemkomplex 
wurde von ihnen deshalb als hiſtoriſche Be- 
dingtheit aufgefaßt, und es erſchien darum den 
hiſtoriſchen Nationalökonomen unabwendlich, 
ſich in das Studium der Vergangenheit zu ver⸗ 
ſenken, um daraus den Wandel, den die einzelnen 
Anſchauungen und Inſtitutionen im Laufe 
der Zeiten erfahren hatten, zunächſt einmal feft- 
zuſtellen. Ich fehe vorläufig davon ab, die 
praktiſchen Konſequenzen einer ſolchen Auffaſſung 
von erweiterten Horizonten in Betracht zu ziehen. 
Rein theoretiſch bildete dieſe Methode einen Fort⸗ 
ſchritt. Dieſer Fortſchritt hatte jedoch einen nicht 
unweſentlichen Nachteil zur Folge. Die National⸗ 
ökonomen ſtanden plötzlich vor Brachland von 
imenſen Ausdehnungen, das urbar gemacht 
werden mußte, um die Lebens bedingungen für 
eine ſolche Wiſſenſchaft zu gewinnen. Der 
klaſſiſche Nationalökonom erprobte einfach die 
Schärfe ſeines Denkens an den Erſcheinungen, 
die er ſah. Er ſpekulierte um ſie herum. Er 
nahm einen kleinen Ausſchnitt ſeiner Gegenwart 


und experimentierte damit ähnlich, wie der 
Chemiker in der Analyſe, der die Stoffe ſo lange 
deſtilliert und wieder deſtilliert, bis er die 
einzelnen Elemente vollkommen voneinander ge⸗ 
ſchieden hat und ein einfaches und klares Reſiduum 
erhält. Er trennte von den Erſcheinungen der 
Gegenwart alles Störende, alles Zufällige, und 
fand ſo ſchließlich in der Denkretorte das einfache 
Urgeſetz der komplizierten Vorgänge. Der Mann 
der hiſtoriſchen Methode mußte zunächſt auf 
den Luxus komplizierter Denkprozeſſe ganz 
verzichten. Er mußte ſich der mühevollen Klein⸗ 
arbeit unterziehen, um die Geſetzmäßigkeit 
hiſtoriſch beſtimmen zu können, die Zuſtände 
der verſchiedenſten Zeitalter erforſchen. Denn 
ſeine Reſultate wurden naturgemäß um ſo 
ſicherer und zwingender, je breiter das Funda⸗ 
ment war, auf dem er aufbauen konnte. Es 
kam die Zeit der nationalökonomiſchen Kärrner. 
Auf den Univerſitäten und in den Seminaren 
wurde jedem ein Winkelchen oder Eckchen der Wirt⸗ 
ſchaftgeſchichte zuerteilt, in dem er ſchürfen durfte. 
Emſig trugen die fleißigen Scholaren alles zu⸗ 
ſammen, was ſie an Material über entlegene Zeiten 
und Zuſtände erwiſchen konnten. Dadurch wurden 
tatſächlich bewundernswerte Grundſteine für 
eine ſtolze Fundamentierung der Wiſſenſchaft 
herbeigetragen. Man braucht nur die vielen 
Bände der Schmoller'ſchen und Conrad'ſchen 
Sammlungen, die gehäuften Berge der Einzel⸗ 
unterſuchungen des Vereins für Sozialpolitik 
an der Hand der Inhaltsverzeichniſſe orientierend 
zu betrachten oder einen Blick auf die Münchener 
Studien zu werfen, um die enorme Bedeutung 
dieſer Kleinarbeit zu erkennen. Ich will nicht 
hochmütig auf das, was da im einzelnen ge⸗ 
leiſtet wurde, herabſehen. Es war vielleicht 
gut, daß auch vielen Leuten mit unleugbarem 
Bibliothekartalent die Möglichkeit gegeben wurde, 
ſich im Dienſte der Wiſſenſchaft zu betätigen. 
Und es iſt vielleicht nicht gar ſo ſcharf zu 
mißbilligen, wenn Männer mit dem höchſten 
Ehrentitel der Gelehrtenrepublik belehnt wurden, 
deren Hirn niemals einen eigenen Gedanken 
zu produzieren vermochte. Denn man darf 
nicht vergeſſen, daß die Leiſtungen von Bücher, 
Wagner, Schmoller, Brentano, Weber und 
Sombart nie möglich geweſen wären ohne die 
Vorarbeit der Kärrner. Aber da wir viele 
Kirchengebäude, in denen gepredigt werden muß, 
aber nicht viele Kirchenlichter beſitzen, deren 
Glanz den Raum erfüllt, ſo war die Folge, 
daß abſeits von den ſtarken Leiſtungen der 
Großen nur Kleines und Kleinliches gepredigt 
wurde, daß immer mehr und mehr das ſyſte⸗ 
matiſche Denken ſich verlor, daß in immer 
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ſteigendem Maße das Erfaſſen und Aufzeigen 
der Zuſammenhänge zur Seltenheit wurde, und 
daß das Hineinkriechen in die verſtaubten Winkel 
der Vergangenheit als wiſſenſchaftliche Arbeit 
galt, die ſich unberufen in den Vordergrund 
drängte. Abgeſehen von der öſterreichiſchen 
Schule, die klug die Teilarbeit der Reichs⸗ 
deutſchen benutzte, ſich ſelbſt aber immer bis 
zu einem gewiſſen Grade die Syſtematik und 
ſelbſtändige Spekulation vorbehielt, wurde die 
Theorie mehr und mehr in den Hintergrund 
gedrängt. 

Vielleicht war es kein Zufall, daß die erſte 
Reaktion großen Stiles gegen dieſe verzettelnde 
Kleinarbeit ſich auf demjenigen Kongreß für 
Sozialpolitik geltend machte, der in Wien, der 
Stadt der Böhm⸗Bawerk und Philipovich, ab⸗ 
gehalten wurde. Dort, im Jahre 1909, wurde 
der feierliche Beſchluß ge faßt, in demſelben 
Verein, der urſprünglich die Notwendigkeit zur 
Kleinarbeit durch ſeine Abkehr von der klaſſiſchen 


Nationalökonomie begründete, endlich auch 
einmal wieder theoretiſche Probleme zu 
erörtern. Ich will hier unerörtert laſſen, 


inwieweit und auf welche Art dieſe Beſchlüſſe 
durchgeführt wurden. Jedenfalls zeigte der 
wiener Beſchluß, daß man die Zeit der Vor⸗ 
arbeiten für abgeſchloſſen, die Zeit für die 
Zuſammenfaſſung als gekommen anſah. Nun 
aber entſtand im Schoße des Vereins ſofort ein 
Zwieſpalt: Was war die Aufgabe der national⸗ 
ökonomiſchen Theorie? Sollte die Wiſſenſchaft 
von der Volkswirtſchaft nur zeigen, was iſt, 
oder ſollte ſie auch praktiſch die eminent wichtige 
Frage behandeln dürfen, was und wie es ſein 
ſolle? War nur das rein Beſchreibende und 
Erklärende geſtattet, oder ſollte auch das Poſtulat 
erlaubt ſein? War der Verein für Sozialpolitik 
in der Schilderhebung der Theorie ſich ſelbſt treu, 
ſo wurde er ſeiner Vergangenheit untreu in den⸗ 
jenigen Mitgliedern, die alle Poſtulate aus der 
wiſſenſchaftlichen Diskuſſion ausſchalten wollten. 
Wie ich oben ſchilderte, bildete für die hiſtoriſche 
Schule die Kleinarbeit nur ein Mittel zu dem 
Zweck, die Erörterung über nationalökonomiſche 
Probleme auf eine breitere Baſis ſtellen zu 
können. Wenn der Verein für Sozialpolitik dieſe 
Arbeit gründlich leiſtete, ſo diente er der Weiter⸗ 
bildung der nationalökonomiſchen Wiſſenſchaft 
durch die hiſtoriſche Schule. Aber wie ſchon 
der Name des Vereins kundgibt, beſtand zwiſchen 
der hiſtoriſchen Schule und der klaſſiſchen nicht 
nur ein Unterſchied in der Erkenntnismethode, 
ſondern auch in deren politiſchen Konſequenzen. 
Die Klaſſiker hatten die Gegenwart als eine 
unabänderliche Notwendigkeit empfunden. Die 


Hiſtoriker führten uns aus dem bedrückenden 
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Bann der unabänderlichen Selbſtverſtändlichkeit 


m die freie Luft des Werdens und Vergehens. 
ar aber erſt einmal die Erkenntnis gewonnen, 
daß die Geſetze der Volkswirtſchaft keine konkreten 
egriffe, ſondern nur Tendenzen, und daß der 
Verlauf dieſer Tendenzen nicht Naturnotwendig⸗ 
tett, ſondern durch Menſchen abänderlich ift, fo 
mußte der Wunſch, Einfluß auf Verlauf und 
Wirkſamkeit der Tendenzen zu nehmen, in immer 
ſtärkerem Maße ſich regen. Die Ethik trat als 
mächtiger Faktor auf und formte die Poſtulate. 
ie Ethik, die verſchieden nach Charakter, nach 
Raſſe, nach Milieu und nach dem Intereſſe der 
Klaſſen in die Erſcheinung trat. Ein Teil der 
großen Träger der nationalökonomiſchen Ideen 
ward gleichzeitig zu Apoſteln ehtiſchen Wollens, 
nd von ihnen gingen die ſtärkſten Anregungen auf 
unſere wirtſchaftenden Praktiker und auf unſere 
eamtenwelt aus. Die Tendenz zur Sozialpolitik 
und alles, was damit zuſammenhing, trat all- 
mählich uneingeſchränkt inden Vordergrund. Auch 
zer mußte eines Tages eine Reaktion eintreten. 
Gerade die hiſtoriſche Kritik muß zum Gegner 
jedes Dogmas werden. Und wenn innerhalb 
und außerhalb des Vereins für Sozialpolitik 
(ch gegen das alleinſeligmachende ſozialpolitiſche 
Dogma eine Reaktion geltend machte, ſo war 
das trotz des Geſchreies der politiſchen Parteien 
im Grunde genommen doch ſtets eine Bereiche⸗ 
Es der Wiſſenſchaft durch den Hinweis darauf, 
aß man die Dinge doch einmal vom anderen 
Ende aus anſehen könne. Allein der Verzicht 
auf jedes Poſtulat, das Aufgeben jeden Einwirken⸗ 
olens der nationalökonomiſchen Theoretiker 
auf die Praxis bedeutete ein Untergraben des 
undamentes, auf dem der Verein ſtand. 
8 Trotzdem ſcheint die Neigung zu derartigen 
Werderungen unter unſeren Theoretikern im 
x achſen. Und merkwürdigerweiſe find gerade 
'ejenigen Männer, von denen man einſt die 
zärkſten Wirkungen erhoffte, die Führer der 
eaktionsbewegung. Werner Sombart und 
daß Weber vertreten neuerdings die Anſchauung, 
= die nationalökonomiſche Wiſſenſchaft „wert⸗ 
! gemacht werden müffe. Der Wiſſenſchaftler 
Io nach ihrer Anſicht keinerlei Werturteile ab- 
Wolle inſoweit er noch Wiſſenſchaftler und nicht 
er ſein will. Er habe lediglich feſtzuſtellen, 
Lande Er habe die einzelnen Geſetze und 
enzen aufzuzeigen und müſſe es dann der 
t überlaſſen, darüber zu urteilen, ob diefe 
werddilung gut oder ſchlecht, ob ſie anerkennens⸗ 
oder abänderungbedürftig fei. Erkenntnis- 


e Werturteile feien Sache des Wiſſen⸗ 


or 


Das klingt jo wiſſenſchaftlich und fo objektiv, 
und iſt im Grunde genommen doch wieder ſo un⸗ 
hiſtoriſch, ſo unwiſſenſchaftlich und ſo ſubjektiv, daß 
man ſich wundert, wie Männer von der hohen In⸗ 
telligenz der beiden genannten Nationalökonomen 
ſolche Irrwege gehen können. Der alte Streit, 
den man ſchon lange begraben glaubte, lebt 
wieder vor uns auf: Der Streit darüber, ob 
es einen Unterſchied in den Methoden der 
Geiſteswiſſenſchaften und der Naturwiſſenſchaften 
gibt. Der Naturwiſſenſchaftler kann exakt ex⸗ 
perimentell beweiſen, der Geiſteswiſſenſchaftler 
kann das niemals. Er kann Tatſachen zu⸗ 
ſammenſtellen, aber ſo wie er anfängt, ſie 
zu kommentieren und ſie zu vergleichen, ſo 
trägt er ſeine Pſyche in die Dinge hinein, 
und es iſt eine unwiſſenſchaftliche Ueberheblich⸗ 
keit anzunehmen, daß das, was er als Er⸗ 
kenntnisurteil produziert, wirklich ein Er⸗ 
kenntnisurteil ohne jede ſubjektive Wertung⸗ 
beimiſchung iſt. Ueber das Gelingen oder Miß⸗ 
lingen eines naturwiſſenſchaftlichen Experiments 
kann es nur eine Anſicht geben. Ueber die Be⸗ 
deutung einer ſtatiſtiſchen Zahlenreihe oder ihr 
Verhältnis zu einer anderen Reihe gibt es 
nicht bloß zwei, ſondern die allerverſchiedenſten 
Meinungen. Hier zeigt ſich eben die Verſchieden⸗ 
heit von Geiſteswiſſenſchaft und Naturwiſſen⸗ 
ſchaft. Aber dieſe mehr erkenntnistheoretiſchen 
Probleme könnte die Praxis vollkommen kalt 
laſſen, wenn nicht das Beſtreben wertfrei und 
urteilslos, d. h. objektiv zu ſchließen, die 
Wiſſenſchaft ſchließlich dazu führen müßte, jede 
Bezugnahme auf die Praxis aufzugeben. Hier 
handelt es ſich dann nicht mehr um das Be⸗ 
ſtreben, objektiv zu ſein, ſondern um ein Verzichten 
auf Urteilsfällung, das zu einem Beiſeiteſtehen 
der Wiſſenſchaft im Kampf um die weſentlichſten 
Probleme der Menſchheitführen muß. An die Stelle 
wertvoller Anregungen tritt ein müdes Aeſtheten⸗ 
tum, das die Kämpfe der Parteien und den Streit um 
das, was uns nützt und ſchadet, lediglich artiſtiſch 
interpretiert und die einzelnen Vorgänge von rechts 
nach links und von vorn nach hinten dreht. Bisher 
empfingen wir die ſtärkſten Anregungen durch 
diejenigen, die durch das Temperament ihrer 
Weltanſchauung die Dinge beurteilten. Ob 
das wiſſenſchaftliche Reſultat des Denkens ſolcher 
Männer politiſch nach links oder nach rechts 
führte, ob ſie Freihandel oder Schutzzoll, Gold⸗ 
währung oder Silberprägung forderten, immer 
regte es uns an. Der Freund beſtärkte uns in 
unſerer Anſicht und der Feind veranlaßte uns zur 
Prüfung. Soll in Zukunft die „Wertfreiheit“ der 
nationalökonomiſchen Wiſſenſchaft zur Wertloſig⸗ 
keit für unſer Streben und Sehnen werden? 
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Bereicherung an Subhaſtationen. 


Von Rechtsanwalt Dr. Arthur Nußbaum Berlin. 


Die bedrohlichen Mißſtände, die ſich auf dem 
Gebiete des zweitſtelligen großſtädtiſchen Realfredits 
in Deutſchland ausgebildet haben, ſind zweifellos 
in erſter Linie durch die ungünſtige Geſtaltung der 
Geldverhältniſſe verurſacht und beruhen inſoweit ge⸗ 
wiſſermaßen auf höherer Gewalt. Aber die außer⸗ 
ordentliche Verſchärfung grade des hypotheka⸗ 
riſchen ſtädtiſchen Kreditbedürfniſſes iſt zweifellos 
durch Faktoren veranlaßt, die durchaus nicht als 
unabwendbar hinzunehmen find, vielmehr bekämpft 
und beſeitigt werden können und müſſen. Dahin 
gehören natürlich vor allem die nur durch eine fehler⸗ 
hafte Geſetzgebung ermöglichten Mietverſchie⸗ 
bungen. Es wäre müßig, heute noch ein Wort über 
die Schädigungen zu verlieren, die den Hypotheken⸗ 
gläubigern, vor allem den Inhabern zweiter Hypo- 
theken, durch dieſe Wietverſchiebungen fortdauernd 
zugefügt werden. Unabwendbar wird der ſtädtiſche 
Grundbeſitz einer Kreditkataſtrophe zugetrieben, deren 
Folgen nicht abzuſehen find, wenn nicht bald Ab- 
hilfe geſchaffen wird. Wer nur irgendwie Fühlung 
mit den Verhältniſſen des großſtädtiſchen Grund⸗ 
beſitzers hat, kann ſich dieſem Eindruck nicht ent⸗ 
ziehen. Bekanntlich hat die Reichsregierung dem 
Gegenſtande endlich ihr Intereſſe zugewendet, fie be- 
rektet einen Geſetzentwurf vor, der den Mietabtre⸗ 
tungen einen Riegel vorſchieben ſoll. Wenn freilich 
die Zeitungnachrichten zutreffen ſollten, denen zu- 
folge vorläufig ein Abſchluß der Negierungarbeiten 
nicht zu erwarten iſt, ſo wäre dies lebhaft zu be⸗ 
dauern. Schnelle Hilfe tut dringend not, und das 
bereits vorliegende Material läßt keinen Zweifel 
darüber, nach welcher Richtung die Reform ſich zu 
bewegen haben würde. Ohne ſie iſt eine weſentliche 
Beſſerung der gegenwärtigen Verhältniſſe ausgeſchloſ⸗ 
ſen. Hierauf muß auch bei Erörterung anderer Män⸗ 
gel der herrſchenden Realkreditwerfaſſung immer wie- 
der nachdrücklich hingewieſen werden, damit der Blick 
nicht von der Hauptſache abgelenkt wird. 

Aber auch die Mängel zweiten Ranges jind, 
abſolut genommen, zum Teil recht einſchneidender 
Natur und erfordern dringend die Prüfung, wie 
ſie beſeitigt oder gemildert werden können. Vor allem 
iſt hier die Praxis zu nennen, vermöge deren ſeitens 
vieler hypothekengebender Inſtitute bei der Zwangs⸗ 
verſteigerung des beliehenen Grundſtücks die Not⸗ 
lage der nachſtehenden Berechtigten ausgebeutet wird. 

Das Reichsgeſetz über die Zwangsverſtei⸗ 
gerung geht von dem Grundſatz aus, daß im Falle 
der Zwangsverſteigerung alle die Rechte am Grund- 
ſtück, die dem Recht des die Zwangsverſteigerung be⸗ 
treibenden Gläubigers im Range vorgehen, von dem 
Erſteher zu übernehmen ſind. Darnach würde alſo die 
erſte Hypothek unberührt bleiben, wenn die Verſteige⸗ 
rung von einem nachſtehenden Hypothekengläubiger 
beantragt iſt. Dieſes menſchenfreundliche Prinzip des 
Geſetzes iſt freilich in der Praxis bald über Bord 


geworfen worden, und zwar durch Schuld des Ge- 
ſetzgebers ſelbſt. Denn derjenige Hypothekar, deſſen. 
Hypothek im Verſteigerungverfahren kraft geſetzlichen 
Zwanges ſtehen bleiben ſoll, gerät aus juriſtiſch tech⸗ 
niſchen Gründen, deren Darlegung hier zu weit führen 
würde (vergl. darüber mein „Deutſches Hypotheken⸗ 
weſen“ Seite 147 und 159), gegenüber dem betreiben⸗ 
den Gläubiger derart ins Hintertreffen, daß die Hypo⸗ 
thekengläubiger geradezu gezwungen ſind, ſich bei 
Aufnahme der Hypothek das Fälligwerden derſelben 
für den Eintritt der Zwangsverſteigerung ausdrück⸗ 
lich auszubedingen. Die Folge ijt, daß heutzutage — 
wenigſtens in großſtädtiſchen Verhältniſſen — mit 
Einleitung der Zwangsverſteigerung ſofort alle Hypo⸗ 
theken fällig werden, namentlich die erſte. Da nun 
praktiſch die Rückzahlung der erſten Hypothek ſchon 
wegen der Höhe des dazu benötigten Kapitals nicht 
in Frage kommt, ſo iſt der zweite Hypothekar bzw. 
der ſonſtige Realberechtigte, der mangels anderer 
Bietungluſtiger das Grundſtück erſtehen muß, in die 
Zwangslage verſetzt, ſich entweder mit dem bisherigen 
erſten Hypothekar wegen Stehenbleibens der Hypothek 
zu einigen oder aber ſich eine neue erſte Hypothek 
zu ſuchen. Letzteres erfordert die erheblichen Opfer, 
die bei der erſtmaligen Aufnahme der Hypothek zu 
bringen jind, unter Umftänden auch MWaklergebühren, 
und ſtößt auch deshalb auf große Schwierigkeiten, 
weil ſich die Hypothekeninſtitute auf bedingte Zuſagen 
(nämlich bedingt durch den Fall des Erſtehens) nicht 
einzulaſſen pflegen. Dadurch wird der erſte Hypothekar 
in die Lage verſetzt, dem zur Erſtehung des Grundſtücks 
gedrängten nachſtehenden Berechtigten in weitgehen⸗ 
dem Maße die Bedingungen zu diktieren. Ganz all- 
gemein üblich iſt, daß dem Nachſtehenden, der ſchon 
für die Erſtehung des Grundſtücks ohnehin ſo hohe 
Beträge aufwenden muß (rückſtändige Zinſen und 
öffentliche Abgaben, Stempel, Umſatzſteuer, Gerichts⸗ 
und Anwaltskoſten, Wiederinſtandſetzung des Grund⸗ 
ſtücks uſw.), vier neue Laſten kummulativ auferlegt 
werden: 

Erhöhung des Zinsfußes für die Zukunft, 

Teilabzahlungen auf das vorzeitig fällig gewor- 
dene Hypothekenkapital, 

Damnos (fog. Abſchlußproviſionen oder Verwal- 
tungkoſtenbeiträge) von 1 bis 2½% des Hypo⸗ 
thekenkapitals, ſowie 

Erhöhung der nachzuzahlenden rückſtändigen Zinſen 
um 1 bis 11% 0%. 

Die Grenze, bis zu welcher der erſte Hypo- 
thekar ſeine Forderungen treiben darf, wird 
durch die Möglichkeit beſtimmt, daß der nach⸗ 
ſtehende Berechtigte die erſte Hypothek von anderer 
Seite erhält. Um nun den letzteren vollſtändig zu 
entwaffnen, ſind verſchiedene Hypothekeninſtitute auf 
folgenden ſinnreichen Ausweg verfallen: Durch die 
hypothekariſche Schuldurkunde wird für den Fall, 
daß die Hypothek vor ihrem normalen Ablauf fällig 


wird, namentlich alſo für den Zwangsverſteigerung⸗ 
fall, eine Vergütung von 12 pro Jahr, gerechnet 
auf jedes Jahr bis zum Endtermin, feſtgeſetzt. Iſt 
alſo die Hypothek im Jahre 1912 auf 10 Jahre auf- 
genommen und tritt 1913 die Zwangsverſteigerung ein, 
jo ift das Hypothekeninſtitut befugt, einen Zuſchlag 
von 4½ % der Hypothekenſumme zu fordern! Ja, es 
ſollen derartige „Vergütungen“ von einem vollen 
Prozent für das Jahr vorkommen! Dabei gibt die 
Zahlung der Vergütung nicht einmal das Recht, die 
Hypothek behalten zu dürfen. Tritt die Zwangsver⸗ 
ſteigerung verhältnismäßig bald nach Hingabe der 
Hypothek ein, wie in dem oben erwähnten Beiſpiel, 
ſo iſt die Schädigung des nachſtehenden Berechtigten 
eine derartig kraſſe, daß das Hypothekeninſtitut ſchon 
des Dekorums halber außer Stande iſt, ſich den gan⸗ 
zen Betrag zahlen zu laſſen. In dieſem Falle wird 
das Inſtitut „Entgegenkommen“ zeigen und den un⸗ 
geheuren Betrag auf einen großen ermäßigen — der 
Hauptzweck iſt in jedem Falle erreicht, denn dem 
Realberechtigten ift der Weg zum andern Geldgeber 
verſperrt, er iſt von der Gnade des Inſtituts abhängig. 


Es ijt begreiflich, wenn unter dieſen Umſtänden 
mancher nachſtehende Berechtigte es vorzieht, ſeine 
Hypothek ausfallen zu laſſen, ſtatt die Anforderungen 
des Inſtituts zu erfüllen. Man kann neuerdings ſo⸗ 
gar ſtellenweiſe einen Nückſchlag beobachten, indem 
das Inſtitut die Zwangsverſteigerung nicht durch 
führen kann, weil ſich überhaupt kein Bieter mehr 
lindet und auch die dem Inſtitut etwa naheſtehenden 
Grundſtücksgeſellſchaften ſchon mit Material über- 
laden find. Aber meiſt nehmen doch die zweiten Hypo⸗ 
thekare, um ihr Kapital zu retten, die ihnen zuge— 
muteten Opfer auf ſich — freilich kommt es vor, daß 
die Bürde ihnen erſt ſpäter fühlbar wird und viel⸗ 
leicht auf die Dauer erdrückend wirkt. Schlimmer aber 
als diefe individuellen Schädigungen iſt die Rück⸗ 
wirkung, die von den geſchilderten Verhältniſſen auf 
den Hypothekenmarkt ausgeht. Der Erwerber einer 
zweiten Hypothek muß heute von Anfang an bei 
er Berechnung, wie weit die Beleihung gehen darf, 
ein hohes Opfer in Anſchlag bringen, das er gege⸗ 
benenfalls dem erſten Hypothekar zu bringen haben 
wird, und muß jederzeit mit liquiden Mitteln ge- 
ruſtet fein, um den dadurch geſteigerten Anforderun⸗ 
gen des Zwangsverſteigerungfalles genügen zu kön⸗ 
nen. Auf diefe Weiſe wird der großſtädtiſche Real- 
kredit weiter verengt und ein Moment der Anſicher⸗ 
belt geſchaffen, das m. E. vielleicht das wichtigste 
außere Hemmnis für die beabſichtigte Organiſation des 
zweitſtelligen Realkredits bildet. Man muß der preu⸗ 
ziſchen Regierung Redt geben, wenn fie den Kom— 
munen die Gewährung zweitſtelliger Hypotheken nur 
dann geſtattet, falls die erſte Hypothek amortiſabel iſt. 
Der Verfaſſer vermag zwar die Grundauffaſſung ber 
Regierung, die für den erſtſtelligen großſtädti⸗ 
ſchen Hypothekarkredit eine Amortiſation allgemein 
für notwendig erachtet, nicht zu teilen. Aber es iſt 
anzuerkennen, daß angeſichts der geſchilderten Nück⸗ 
ſichtloſigkeit, mit der die Vormachtſtellung des erſten 
Sppothekars ausgenutzt wird, der Zwangsverſteige⸗ 
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rungfall eine beſondere, dem zweiten Hypothekar zu⸗ 
gute kommende Veſerveſtellung erfordert. Dieſe wird 
eben durch die abgezahlten Amortiſationraten (bzw. 
den ſogenannten Amortiſationfonds) der erſten Hypo⸗ 
thek geliefert; übrigens pfegt bei Amortiſationhypo⸗ 
theken auch die Praxis der Hypothekeninſtitute (die 
Verſicherunggeſellſchaften geben allerdings keine 
Amortiſationhypotheken) etwas milder zu ſein. 


Es erſcheint nun vielleicht auf den erſten Blick 
auffällig, daß wir unſere Vorwürfe nur an die Adreſſe 
der Hypothekeninſtitute und nicht an die der privaten 
Geldgeber richten. Aber erſtens iſt jedenfalls für 
großberliner Verhältniſſe, die hier vorwiegend in 
Betracht kommen, die Zahl der Privatleute, die Hypo⸗ 
thekenkapital an erſter Stelle ausleihen, ſehr gering. 
Vor allem ſind es nach den Erfahrungen der Praxis 
keineswegs die privaten Geldgeber, die hier mit dem 
ſchlechten Beiſpiel vorangehen. So ſehr auf dem 
Gebiete des zweitſtelligen oder gar des drittſtelligen 
Realkredits ſeitens kleiner Privatkapitaliſten mit un- 
lauteren Gewinnen gearbeitet wird, die allerdings zum 
Teil durch die Gefährlichkeit dieſer Kapitalsanlage 
bedingt find, jo handelt es ſich bei den privaten 
erſten Hypothekaren durchweg um reiche Leute, die 
mehr auf ſichere Anlage als auf hohen Gewinn ſehen, 
und wenn ſie im Falle der Not perſönlich angegangen 
werden, nicht ihre Aufgabe darin finden, aus dem 
Zuſammenbruch eines anderen Gewinn zu ziehen., 
Anders manche Hypothekeninſtitute. Sie behandeln 
die Frage kalt bureaukratiſch und geſchäftsmäßig. Der 
Direktor verſchanzt ſich, indem er die härteſten Be⸗ 
dingungen ſtellt, hinter dem Dividendenintereſſe der 
Aktionäre. 


Gewiß muß man fih hier wie überall vor un- 
zuläſſigen Verallgemeinerungen hüten. Es gibt eine 
ganze Reihe von Inſtituten — namentlich die großen 
ſüddeutſchen Hypothekenbanken gehören dazu —, die 
auf die Lage des Schuldners und Erſtehers mehr 
oder minder Nückſicht zu nehmen pflegen. Die öffent- 
lich⸗ rechtlichen Hypothekeninſtitute, wie die Spar 
kaſſen und das Pfandbriefamt ſtehen m. W. den 
geſchilderten Mißbräuchen überhaupt fern. Aber 
dies alles ändert an dem Ergebnis nichts. Die Miß⸗ 
ſtände ſind ſo verbreitet und greifen derart um ſich, 
daß jie ſchon durch ihre pſychologiſche Einwirkung 
auf die Kapitaliſten zu einem beſtimmenden Faktor 
für die Geſtaltung des großſtädtiſchen Hypothekar⸗ 
kredits geworden ſind. 

Eine Abhilfe der Mißſtände kann nun nicht 
etwa auf dem Gebiete gerichtlicher Maßnahmen ge— 
funden werden. Das lehrt eine kurze zivilrechtliche 
Erörterung der Frage. Mit dem Wucherparagraphen 
(§ 138 Abſ. 2 BGB.) ift m. E. kaum zu helfen. 
Dieſer erfordert eine „Ausbeutung der Notlage“ und 
ein „auffälliges Mißverhältnis“ zwiſchen Leiſtung 
und Gegenleiſtung. Man wird aber rechtlich (an⸗ 
ders wirtſchaftlich und moraliſch) von einer Notlage 
kaum ſprechen können, wenn der nachſtehende Bered- 
tigte ſich den Anforderungen des erſten Hypothekars 
dadurch entziehen kann, daß er darauf verzichtet, 
ſeine Hypothek auszubieten. Auch ein „auffälliges 


WMißverhältnis“ zwiſchen der Leiſtung des nachſtehen⸗ 
den Berechtigten und der Gegenleiſtung, d. h. der Ge⸗ 
währung eines Darlehns vom Umfange einer erſten 
Hypothek (denn formell wird das durch die Zwangs⸗ 
verſteigerung fällig gewordene Darlehn neu gegeben) 
wird ſich ſchwer nachweiſen laſſen. Etwas günſtiger iſt 
die Rechtslage hinſichtlich der erwähnten Vergütungen 
zu beurteilen, die ſich gewiſſe Inſtitute für den Fall 
des vorzeitigen Fälligwerdens der Hypothek von An⸗ 
fang an verſprechen laſſen. Sie find vom Kammer⸗ 
gericht für Vertragsſtrafen erklärt worden, die, wenn 
„un verhältnismäßig hoch“, gemäß § 343 BGB. vom 
Gericht ermäßigt werden können. Auf dieſe Weiſe 
iſt eine Wilderung exorbitanter Fälle möglich. Im 
allgemeinen iſt aber damit nicht viel zu erreichen. 
Denn wenn man auf dem Gebiet des erſtſtelligen 
Hypothekarkredits überhaupt Vertragsſtrafen zuläßt, 
ſo werden ſie bei der Höhe der hier in Betracht kom⸗ 
menden Summen, abſolut genommen, nicht gering 
ausfallen können. Uebrigens hat der Zwangsverſteige⸗ 
rungrichter bei Feſtſtellung des geringſten Gebots zu⸗ 
nächſt in jedem Falle die aus dem Grundbuch erſicht⸗ 
lichen und von dem Hypothekeninſtitut geltend ge- 
machten Beträge zu berückſichtigen, jo daß der Er- 
ſteher zunächſt einmal die beanſpruchte Vergütung 
voll erlegen muß. Die Austragung eines etwaigen 
Streits über die Berechtigung des Liquidats hätte 
demnächſt im Prozeßwege zu erfolgen. 

Während hiernach die Rechtsbehelfe des Zivil- 
rechts (und noch mehr die des Strafrechts) im weſent⸗ 
lichen verſagen, ſo wäre m. E. von einem Eingreifen 
der Aufſichtbehörden ſehr wohl ein Erfolg zu er⸗ 
warten. In erſter Linie iſt es das Aufſichtamt für 
Privatverſicherung, das hier dem Nealkredit und dem 
ſtädtiſchen Grundbeſitz einen großen Dienſt erweiſen 
könnte. Allerdings unterſtehen ihm nur die Verſiche⸗ 
runggeſellſchaften, deren Praxis aber zum Teil den 
Widerſpruch beſonders ſtark herausfordert. 

Was die Hypothekenbanken anlangt, ſo empfin⸗ 
det man auch bei dieſer Gelegenheit wieder ſchmerz⸗ 
lich das Fehlen eines Neichsaufſichtamts. Aber 
wenn das Aufſichtamt für Privatverſicherungen ge⸗ 
eignete Direktiven für die Verſicherunggeſellſchaften 
aufſtellen vürde, ſo könnte es nicht ausbleiben, daß die 
Hypothekenbanken nachfolgen, ganz abgeſehen von 
der auch hier beſtehenden Möglichkeit einer Einwir⸗ 
kung von Aufſichtwegen. An der formellen Grundlage 
für ein Einſchreiten der Aufſichtbehörde fehlt es 
nicht. Die Kreditnot des ſtädtiſchen Grundbeſitzes hat 
einen ſolchen Umfang erreicht, daß ſie das öffentliche 
Intereſſe berührt, wie ja durch die neueſten Erſchei⸗ 
nungen auf dem Gebiete der kommunalen Boden⸗ 
kreditpolitik zur Genüge belegt wird. Es wird aber 
auch geſagt werden müſſen, daß die planmäßige Aus⸗ 
beutung der Zwangsverſteigerungen zu gewinnſüchti⸗ 
gen Zwecken den guten Sitten widerſtreitet. (Vgl. 8 64 
Abſ. des Reichsgeſetzes über die privaten Verſiche⸗ 
rungunternehmungen.) Als Präjudiz kann. 3. B. an⸗ 
geführt werden, daß das Aufſichtamt gegen die plan⸗ 
mäßige Verquickung von Lebensverſicherung und Dar- 
lehnsgeſchäft wiederholt Stellung genommen und ſie 
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als unvereinbar mit dem ſoliden Verſicherungbetrieb 
bezeichnet hat. 

Anzuſtreben wäre nun m. E. in erſter Linie, 
daß das Aufſichtamt eine Enquete über diejenigen 
Vorteile veranſtaltet, die ſich die Verſicherunggeſell⸗ 
ſchaften für den Fall der Zwangsverſteigerung be- 
liehener Grundſtücke ausbedingen und die von ihnen 
in den letzten Jahren tatſächlich erzielt worden ſind. 
Eine ſolche Enquete, die ja mit ganz geringer Mühe 
durchzuführen wäre, würde nicht nur ein zuverläſſiges 
Urteil über den Umfang der Mikftände ermöglichen, 
ſondern vermutlich bereits für ſich auf die Praxis der 
Inſtitute eine erhebliche Rückwirkung ausüben. Schon 
die in der Veranſtaltung der Enquete zum Ausdruck 
kommende Stellungnahme der Aufſichtbehörde und 
die öffentliche Diskuſſion, wie ſie durch eine ſolche 
Enquete angeregt zu werden pflegt, ſind gewichtige 
Faktoren, deren Einfluß ſich die Inſtitute nicht ent⸗ 
ziehen könnten. Welche Maßnahmen materiell aber 
geboten ſind, dürfte in vollem Umfange erſt beurteilt 
werden können, wenn das Ergebnis einer amtlichen 
Unterſuchung vorliegt. Immerhin wird man ſchon 
jetzt die hauptſächlich erſtrebenswerten Ziele wie folgt 
umſchreiben können: 

1. Die in den Hppothekenurkunden erfolgende 
Ausbedingung der mehrfach erwähnten Vertrags- 
ſtrafen oder Zuſchläge für den Fall der Zwangsver⸗ 
ſteigerung ſollten ſchlechthin unterſagt werden. 

2. Die übliche Erhöhung der rückſtändigen Zin⸗ 
fen um 1 bis 1½ 0 ift jedenfalls in dieſer Höhe un- 
gerechtfertigt. Allerdings muß ſich die Hypothekenbank 
beim Ausbleiben der Hypothekenzinszahlung die zur 
Deckung der Pfandbriefzinſen benötigte Summe 
anderweitig beſchaffen, aber dies wird regelrecht zu 
einem niedrigen Zinsfuß, nämlich zum Privatdiskont 
geſchehen können. Dagegen wird eine Zinserhöhung 
für die Folgezeit inſoweit hingenommen werden müſ⸗ 
ſen, wie ſie durch eine Veränderung der Lage des 
Geldmarktes bedingt iſt. 

3. Damnos (Abſchlußproviſionen, Verwaltung⸗ 
koſtenbeiträge uſw.) ſollten im Falle der Zwangs⸗ 
verſteigerung nur inſoweit neu berechnet werden dür- 
fen, als bei dieſer Gelegenheit die Hypothek über 
den urſprünglich normalen Ablaufstermin hinaus 
verlängert worden ijt, und auch in einer dieſer Ber- 
längerung entſprechenden Höhe. 

4. Rüdzahlungen auf das HhHpothefenfapital 
ſollten im Falle der Zwangsverſteigerung nicht ledig⸗ 
lich aus der Erwägung heraus verlangt werden dür- 
fen, daß nach dem Ergebnis der Zwangsverſteige⸗ 
rung der Wert des Grundſtücks geringer angeſetzt 
werden müſſe als das Hppothekeninſtitut bei der Be- 
leihung angenommen hatte. Eine ſolche Begründung 
iſt im allgemeinen nicht mehr als ein Vorwand, denn 
ſelbſtverſtändlich bietet das Ergebnis der Zwangs⸗ 
verſteigerung namentlich heutzutage keinen Maßſtab 
des Werts. Stellt ſich aber aus andern Grün- 
den heraus, daß die Bank zu hoch tariert hatte, ſo 
iſt es in höchſtem Maße anſtößig, wenn ſie die 
Folgen ihres Fehlers rückſichtslos und mit voller 
Wucht auf den nachſtehenden Berechtigten in einem 


Augenblick abzuwälzen juht, in welchem derſelbe 
ohnehin von den verſchiedenſten Seiten arg bedrängt 
wird. Dazu kommt auch, daß die einmalige Ver⸗ 
gütung, die ſich das Hypothekeninſtitut bei Hingabe 
der Hypothek bewilligen läßt, (heute meiſt 2½ 90), 
nach der Höhe des Hypothekenkapitals berechnet wird 
und auf der Vorausſetzung beruht, daß das letztere 
dem Eigentümer zum vollen Betrage die vereinbarte 
Zeit hindurch erhalten bleibt. Demgegenüber iſt min⸗ 
deſtens zu verlangen, daß Rückzahlungen nur wegen 
wirklich eingetretener Wertsvermin⸗ 
derungen (nicht wegen des Ergebniſſes der Ber- 
ſteigerung) zur Bedingung gemacht werden dürfen und, 
ſoweit es geſchieht, unter billiger Berückſichtigung der 
Verhältniſſe des Erſtehers in mäßigen Grenzen durch⸗ 
zuführen ſind. Namentlich ſollte dem Erſteher nach⸗ 
gelaſſen werden, die Abzahlung in Raten zu leiſten, 
während gegenwärtig die Praxis ganz allgemein dahin 
geht, daß er den geſamten abzuzahlenden Betrag vor 
dem Verteilungtermin bar aufzubringen hat. 

Dem Geſichtspunkt der hypothekariſchen Sicher- 
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heit läßt ſich bei alledem vollauf Rechnung tragen, 
und es ſoll keineswegs in Abrede geſtellt werden, 
daß die Hypothekenbanken im Intereſſe der Pfand⸗ 
briefgläubiger und die Verſicherunggeſellſchaften im 
Intereſſe der Verſicherten jenen Geſichtspunkt ſogar in 
erſter Linie zu berückſichtigen haben. Aber die Ausbeu⸗ 
tung der Zwangsverſteigerungfälle zu Gewinnzwecken 
liegt eben auf einem anderen Felde. Nur gegen dieſe 
Ausbeutung wenden wir uns. Gewiß ſind Verſiche⸗ 
runggeſellſchaften und Hypothekenbanken Erwerbsge⸗ 
ſellſchaften. Es iſt ihre Aufgabe, hohe Dividenden zu 
erzielen. Aber in der Auswahl der zuläſſigen Mittel 
ſind ſie allerdings auch da nicht frei, wo ſie ſich 
formell im geſetzlichen Rahmen bewegen. Wo nicht 
ſchon die Bedeutung und Tradition der Inſtitute aus⸗ 
reichen, um in der Handhabung der Geſchäfte höhere 
Geſichtspunkte zur Geltung zu bringen, muß daran 
erinnert werden, daß die Verſicherungkonzeſſion und 
das Recht der Pfandbriefausgabe ſtaatliche Privi⸗ 
legien darſtellen, deren Ausübung nicht ohne Rüd- 
ſicht auf öffentliche Intereſſen erfolgen darf. 


Revue der Mreſſe. 


Die Deutſche Tageszeitung (22. Jan.) 
behandelt noch einmal in einer zuſammenfaſſenden 
Ueberſicht die Vorgänge, die zur 


Zertrümmerung des Schiffahrtspools 


geführt haben. Die Notwendigkeit zur Reviſion der 
Beſtimmungen des nordatlantiſchen Schiffahrtpools, 
der eigentlich noch bis zum Jahre 1916 zu laufen 
hatte, ergab ſich, als die Canada Pacific Eiſen⸗ 
bahn, die bisher ihren Anteil an Paſſagieren von 
den Poolmitgliedern kontinuierlich hatte befördern 
laſſen, ſelbſtändig die Beförderung von Paſſagieren 
auf der Strecke Trieſt Canada aufnahm und mit 
der ihr liierten Allan⸗Linie aus dem Pool aus- 
ſchied. Es erfolgte darauf die Kündigung des Paſſagier⸗ 
und des Frachtenpools zum 31. Dezember 1913. 
Die Hamburg⸗Amerika Linie benutzte nun diefe Ge- 
legenheit, um für ſich weſentliche Verbeſſerungen 
ihrer Paſſagierquote aus der Erneuerung der Ber- 
träge herauszuholen. Bisher entfiel im Paſſagier⸗ 
geſchäft auf die kontinentalen Geſellſchaften eine be⸗ 
ſtimmte Quote der Geſamtbeförderung des Pools, 
von der wieder 70% zuſammen auf Hapag und 
Lloyd entfielen. Dieſer Anteil wurde nun wieder 
derart zwiſchen Hapag und Lloyd geteilt, daß dem Lloyd 
57% und der Hapag 43% des Paſſagiergeſchäftes 
zufielen. Inzwiſchen hat nun die Hapag 
ihren Rieſenpaſſagierdampfer Imperator eingeſtellt 
und zwei weitere Schiffe dieſer Klaſſe auf Stapel 
gelegt. Sie nahm dieſe Vermehrung ihres Schiff- 
barkes zum Anlaß, eine Neviſion ihrer Quote am 
Paſſagiergeſchäft auf Koſten des Lloyd zu fordern 
und machte dieſes Zugeſtändnis zur conditio sine qua 
non für die Teilnahme an allen Verhandlungen 


zur Erneuerung des Pools. Da der Lloyd er— 
klärte, ohne die Gewährung von Rompenjationen 
auf dieſe Zumutung nicht eingehen zu können, und 
ferner erklärte, daß man doch erſt die Erfolge der 
Tätigkeit des Imperators abwarten müſſe, ehe man 
ihn zum Ausgangspunkt einer Quotenverbejjerung 
der Hamburg⸗Amerika Linie nähme, blieb die Hapag 
den in der letzten Woche in Paris abgehaltenen 
Beſprechungen fern, und wir ſtehen vor heftigen 
Ratenfämpfen, die der deutſchen Schiffahrt jeden- 
falls ſchwere Wunden ſchlagen können. Welche 
großen Summen hier in Frage kommen, zeigt ein 
Blick auf die Ausfälle, die ſchon durch die letzte 
Ermäßigung im Zwiſchendecksverkehr, die den Kampf 
einleitete, entſtehen. Dieſe Ermäßigung von 160 M. 
auf 120 // bedeutet, die Zahl der Auswanderer für 
die beiden Geſellſchaften zuſammen mit etwa 400 000 
angenommen, ſchon einen Ausfall im Auswanderer⸗ 
verkehr von 16 Will. A. Den Nutzen von derartigen 
Kämpfen wird lediglich das Ausland haben. Herr 
Ballin ſcheint, ſo wie die ganze Angelegenheit jetzt 
retroſpektiv betrachtet, ausſieht, von vornherein da⸗ 
rauf ausgegangen zu fein, aus dem Pool berauszu⸗ 
gehen und „im freien Spiel der Kräfte“ die Kon⸗ 
kurrenz zu bekämpfen. In dieſem Lichte betrachtet, 
erſcheint auch jetzt die vor kurzer Zeit vorgenommene 
Kapitalserhöhung der Hapag um 30 Mill. M- trog 
aller Ableugnungen, als eine Anleihe zu Kriegs⸗ 
zwecken. — Anläßlich der auf die endliche Durch⸗ 
führung der 


Verſtaatlichung der Hibernia 


abzielenden Verhandlungen zwiſchen dem Berg- 
fiskus und dem Herne⸗Truſt gibt die Rheiniſch⸗ 


Weſtfäliſche Zeitung (21. Jan.) Befürchtun⸗ 
gen über die Zukunft des privaten rheiniſch⸗weſt⸗ 
fäliſchen Bergbaues Ausdruck. Der Bergfiskus iſt 
nicht genötigt, in dem Maße wie der private Berg⸗ 
bau Geld zu verdienen, er kann deshalb jederzeit 
die Preispolitik des Syndikates durchkreuzen. Im 
Jahre 1912 betrug die Förderung der fiskaliſchen 
Zechen in Rheinland⸗Weſtfalen insgeſamt 3,55 Mill. 
Tonnen und die der Zeche Hibernia 5,8 Will. t, ſo 
daß der Fiskus, wenn Hibernia jetzt in ſeinen Be⸗ 
ſitz überginge, im Jahre 1914 im rheiniſch⸗weſtfäli 
ſchen Revier nicht weniger als 10 Will. t fördern 
würde. Da der geſamte rechnungmäßige Abſatz des 
Kohlenſyndikats 1912 nur 76 Mill. t leinſchließlich 
der Förderung der Hibernia) betrug, ſo iſt es klar, 
daß nach dem Zuſtandekommen der Hibernia-Trans⸗ 
aktion der Fiskus in Rheinland-Weſtfalen und, da 
er auch noch über eine Produktion von 12 Will. t 
Saarkohlen verfügt, im Kohlenbergbau überhaupt 
dominieren würde. Er würde dann mit einer 
Geſamtförderung von 22 bis 23 Mill. Tonnen 
alle großen privaten Konzerne, an deren Spitze 
Gelſenkirchen mit einer Förderung von 9,5 
Will. t marſchiert, weit hinter fih laſſen. Dieſe 
Tendenz des Bergfiskus, das Heft in die Hand zu 
bekommen, war ja ſchon aus der ganzen Anwen⸗ 
dung der Lex Gamp zu erkennen, die in der Haupt- 
ſache dazu benutzt wurde, um dem Fiskus die noch 
verfügbaren Kohlenfelder zuzuſchanzen. Wenn der 
Herne-Truſt, die Vereinigung der Beſitzer der Ma 
jorität der Hiberna⸗Aktien, gegen die fiskaliſchen 
Pläne Front macht, jo geſchieht das nicht aus kurz⸗ 
ſichtigen Erwägungen, die lediglich ſich auf die 
Hibernia-A.⸗G. beziehen, heraus, ſondern weil mit 
der Verſtaatlichung der Hibernia die Gefahr näher⸗ 
gerückt wird, daß dadurch der private Bergbau, 
deſſen Nührigkeit das Kohlenrevier zur Blüte ge⸗ 
bracht hat, ſtarke Einbuße erleiden muß. — Der 
Berliner Börſen-Courier (19. Jan.) ſchreibt 
über die 


franzöſiſchen Banken im Jahre 1913. 


Die politiſchen Ereigniſſe finden ihren Wiederhall 
in den Ergebniffen der franzöſiſchen Banken inſofern, 
als die Depoſitenbanken, die von den während des 
Jahres herrſchenden hohen Zinsſätzen profitierten, 
ſehr gute Nefultate zu verzeichnen hatten, während 
die Emiſſionsbanken naturgemäß die Ungunſt der 
Zeiten verſpüren mußten. Dies zeigt ſich denn auch 
äußerlich in der Kursentwicklung der Aktien der 
größeren Banken. So notierten die Aktien der Banque 
de France am 31. Dezember 1913 4655 Fr. gegen 
4450 am 31. Dezember 1912, die des Crédit Lyonnais 
1671 gegen 1587, des Comptoir d’escompte 1050 gegen 
1002, während beiſpielsweiſe die Aktien der Société 
francaise de reports 845 gegen 859 und die des 
Crédit Industriel 710 gegen 708 notieren und die Af- 
tien der Kolonialbanken, wie der Banque de Algérie 
und der Banque de, Indochine ziemlich ſtark rückgängig 


im Kurſe geweſen ſind. Eine Betrachtung der Bi- 
lanzpoſten der acht größten Banken per 30. No⸗ 
vember im Vergleich mit demſelben Tage des Vor⸗ 
jahres zeigt, daß die Kaſſenbeſtände 4,731 Milliarden 
gegen 4,397 Milliarden Fr., die Wechjel 5,947 gegen 
5,388 Milliarden, die Reports und Lombards 2,163 
gegen 2,035 und die Depoſiten und Akzepte 7,124 
gegen 6,716 Milliarden ausmachen. Der Bank von 
Frankreich iſt es gelungen, ihren Goldbeſtand um 
mehr als 300 Will. % zu erhöhen. Der Credit 
Lyonnais hat ſein Aktienkapital auf 250 Millionen 
erhöht und Obligationen ausgegeben. Der Crédit 
Mobilier erhöhte fein Aktienkapital auf 80 Will. Fr. 
— In der Frankfurter Zeitung (23. Jan.) 
wird eine größere 


Detaillierung des Reichsbankausweiſes 


verlangt. Neichsbankpräſident Havenſtein hat in 
ſeiner jüngſten Reichstagsrede ſelbſt zugegeben, daß 
der Ausweis der Reichsbank eine Geldflüſſigkeit vor⸗ 
täuſche, die in Wirklichkeit nicht vorhanden wäre, 
und daß man ſich hüten müſſe, lediglich aus dem 
Status übereilte Schlüſſe zu ziehen. In der Tat 
iſt auch die Spezialiſierung des Reichsbankausweiſes 
noch recht mangelhaft und erſchwert eine gründliche 
Orientierung außerordentlich. So iſt der Poſten unter 
den Aktiven „Wechſelportefeuille“ allzu undurch⸗ 
ſichtig. Denn man kann nie mit völliger Sicher⸗ 
heit aus dem An⸗ und Abſchwellen darauf ſchließen, 
in welchem Maße die Reichsbank mit Wechſelein⸗ 
reichungen in Anſpruch genommen wurde, weil ſich 
mehr oder minder große Poſten von Deviſen, die 
zum Zweck einer erfolgreichen Deviſenpolitik von 
der Bank angekauft werden, darunter befinden 
können. Es fragt ſich allerdings, ob aus taktiſchen 
Gründen eine Detaillierung dieſes Poſtens im 
Wechjel- und im Deviſenbeſtande erwünſcht wäre. 
Keine irgendwie gearteten Bedenken ſtehen aber einer 
Detaillierung des Kontos „Depoſiten“ in der Weiſe 
entgegen, wie es bei der engliſchen und franzöſiſchen 
Notenbank bereits ſpezialiſiert ijt, nämlich in Gut- 
haben des Staates und in private Guthaben. Und 
endlich wäre auch eine Stückelung des Notenumlaufes 
wohl durchzuführen. Und zwar müßte dieſe jo er- 
folgen, daß man den Umlauf von großen Noten, 
von Fünfzigmarkſcheinen und von Zwanzigmark⸗ 
ſcheinen getrennt verzeichnen würde. — In dem gleichen 
Blatte (25. Jan.) verbreitet ſich Dr. Erwin Steinitzer⸗ 
Berlin über die Urſachen, die der immer mehr zu- 
tage tretenden 


Organiſationsmüdigkeit in Gewerkſchaftkreiſen 


zugrunde liegen. Die Mitgliedervermehrung der 
freien Gewerkſchaften waren in der letzten Zeit relativ 
befriedigend. Dafür zeigt die fog. gelbe Arbeiter- 
bewegung feit kurzem einen unverkennbaren, zahlen- 
mäßigen Aufſchwung. In der Tat dürften gegen⸗ 
wärtig die freien Gewerkſchaften auf dem Stadium 


ihrer Entwicklung angelangt fein, wo, wie bei jeder 
Partei, die lange Zeit hindurch eine ſtarke Agitation 
betrieben hat, die Erfolge der Propaganda nicht 
mehr im Einklang ſtehen mit der aufgewandten 
Energie. Alle die Kreiſe, die ihrer pſychiſchen Struk⸗ 
tur nach mit den von den Gewerkſchaften propagier⸗ 
len Ideen übereinſtimmen, hat man eben ſchon ge⸗ 
wonnen; die Elemente, an die man jetzt noch mit 
der Propaganda herankommt, ſetzen faſt durchweg 
der gewerkſchaftlichen Gedankenwelt eine mehr oder 
minder hartnäckige aktive Gegnerſchaft oder paſſive 
Neſiſtenz entgegen. Und ſie werden, da in letzter 
Zeit die früher mehr im Verborgenen arbeitende 
gelbe Bewegung mit einer ſtarken Gegenagitation 
auf den Plan getreten iſt, verhältnismäßig leicht 
von dieſen organiſiert, zumal auch die Vorſichtigen 
und Aengſtlichen, die Konflikte mit den Arbeitgebern 
cheuen, hier keine derartige Befürchtungen zu hegen 
brauchen. Außerdem erhalten die gelben Gewerk⸗ 
chaften aber auch einen gewiſſen Zuzug von den 
Arbeiterkreiſen, die ſich von den Erfolgen der freien 
Gewerkſchaften nicht befriedigt fühlen. Die Arbeit 
er freien Gewerkſchaften leidet ja überhaupt dar⸗ 
Unter, daß die von ihnen erreichten Erfolge klein 
Und im Vergleich zu den Opfern, die ſie von ihren 
Mitgliedern fordern, und zu den Kraftaufwendungen, 
ie jie bei ihren Kämpfen machen müſſen. Und 
fo kommt es, daß mancher aus ihren Reihen er⸗ 
nüchtert und gewerkſchaftmüde wird, teils, weil ihm 
as Arbeitstempo zu langjanı, ift — in dieſem Falle 
wird er ſich vielleicht den Syndikaliſten zugeſellen —, 
> weil er an die Zukunft des gewerkſchaftlichen 
ampfes nicht glaubt — in dieſem Falle wird. er zu 
en gelben Gewerkſchaften, bei denen er augenblick⸗ 
liche Vorteile erhoffen kann — übergehen. Trotz 
aller dieſer Augenblickserfolge der gelben Gewerk⸗ 
"haften wäre es doch zu viel, wollte man ihnen 
auf die Dauer eine derartige günſtige Entwicklung 
at Koſten Der freien Gewerkſchaften prophezeien. 
Zielmehr iſt zu erwarten, daß in dem Moment, wo 


einmal wirklich ernſte Kämpfe zwiſchen Unternehmer⸗ 


tum und Arbeitern ausbrechen werden, ihre Poſition 
ſehr erſchüttert werden wird. Denn verſuchen ſie 
auch dann an ihrem unternehmerfreundlichen Stand⸗ 
1 800 feſtzuhalten, jo werden fie die in ſolchen Mo⸗ 

enten durchaus inſtinktiv ſolidariſche Arbeiterſchaft 
aller Schattierungen gegen ſich haben. Nehmen ſie 
aber für die Arbeiter Partei, jo würde ihr Ver— 
bältnis zu den Unternehmern ein für allemal zer⸗ 
ſtort ſein und ihre Vadikaliſierung jih unaufhalt⸗ 


am beſchleunigen. — Ueber den 
e 


DOffert- Vertrag im Grundſtückhandel 


1 Landrichter Dr. Sontag in der 
Loſſiſchen Zeitung (25. Januar). Unſerer 
Seempelgeſetzgebung zufolge hat der Käufer eines 
Vrundſtückes ca. 2 bis 3% des Wertes als 
Amſatzſteuer für Gemeinde und Kreis ſowie 175 %o 
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Staats- und Reichsitempelabgaben außer den No- 
tariats⸗ und Gerichtskoſten zu tragen, jo daß das 
Terrain in der Regel um 4 bis 5 % verteuert wird. 
Das wäre bei einmaligem Beſitzwechſel in Genera⸗ 
tionen zu ertragen, nicht aber da, wo, wie es heute 
bei der enormen baulichen Entwicklung der 
Städte und der Terrainſpekulation vorkommt, ein 
Grundſtück häufiger ſeinen Beſitzer wechſelt. Man 
iſt infolgedeſſen auf den Einfall gekommen, die 
Stempelſteuern dadurch zu verringern, daß man 
häufig nicht einen direkten Kaufvertrag, ſondern 
einen Offertvertrag derart abſchließt, daß der Käu⸗ 
fer dem Verkäufer die Offerte macht, ihm ſein 
Grundſtück zu beſtimmten Bedingungen abzunehmen, 
daß ferner eine Anzahlung erfolgt und vereinbart 
wird, daß die Verzinſung des Veſtkaufgeldes vom 
Tage des Abſchluſſes des Offertvertrages an zu er⸗ 
folgen hat, und daß alle Nutzungen und Laſten aus 
dem betreffenden Grundſtück ſchon an dem gleichen 
Tage auf den Käufer übergehen. Eingeleitet wird 
dieſer, einem Kaufvertrage durchaus ähnelnde Ver- 
trag durch den Satz: „Käufer macht dem Verkäufer 
hiermit ein Angebot auf Abſchluß des nachſtehen⸗ 
den Kaufvertrages.“ Auf die gegen die Faſſung des 
ganzen Vertrages ſich geltend machenden Beden⸗ 
ken wird darauf hingewieſen, daß tatſächlich nur die 
Abſicht einer Offerte vorgelegen hat. Denn der 
Käufer des Grundſtückes weiſt für gewöhnlich den 
Verkäufer an, an einen inzwiſchen von ihm gefun⸗ 
denen Käufer direkt zu liefern und ſteckt lediglich 
den bei dieſem Geſchäft aus der Differenz zwiſchen 
den beiden Kaufpreiſen erzielten Zwiſchengewinn ein. 
Wenn dies, ſo argumentiert Sontag, auch zutref⸗ 
fend iſt, ſo liegt doch inſofern ein Kaufvertrag vor, 
als ja der erſte (offertmachende) Käufer in der 
Offerte ausdrücklich die Laſten und Nutzungen aus 
dem Grundſtück übernommen hat und auf demſelben 
wie ein wirklicher Eigentümer ſchaltet. Er über⸗ 
nimmt außerdem nicht wie beim Ko mmiſſionshandel 
etwa das Kaufobjekt probeweiſe auf Lager, ſondern 
geht die Verpflichtung zur Abnahme auch des von 
ihm nicht verkauften Teils nach beſtimmter Friſt 
grundbuchlich ein. Bei einer echten Offerte dürfte 
außerdem nicht von einer „Anzahlung auf den Kauf⸗ 
preis“, ſondern höchſtens von einer „Zahlung zur 
Verſtärkung der Offerte“ geſprochen werden und be⸗ 
ſtimmt werden, daß die geleiſteten Zahlungen im 
Falle des Rücktrittes als Neugeld verfallen. Das 
Fehlen aller dieſer Beſtimmungen läßt darauf ſchlie⸗ 
Ben, daß beim Abſchluß des „Offertvertrages“ in 
der Tat bei beiden vertragſchließenden Parteien der 
Wille zum Abſchluß eines Kaufgeſchäftes vorgelegen 
hat. Von dieſem Geſichtspunkt ging auch das Reihs- 
gericht aus, das in einem Urteil vom 2. Feoruar 
1910 einen derartigen Offertvertrag für nichtig er⸗ 
klärt hat, weil der wirkliche Wille der Parteien (das 
Kaufgeſchäft) im Vertrage keinen Ausdruck gefun⸗ 
den hat. 


Aus den Börsensälen. 


Die Grundtendenz der Börse ist auch in 
dieser Woche fest geblieben, ohne dass von 
einer eigentlichen Aufwärtsbewegung die Rede 
sein kann. Das Privatpublikum hält sich vom 
Markte der Industriewerte noch immer zurück, 
aber die besseren Geldverhältnisse beginnen doch 
anscheinend bereits auf den Kapitalmarkt über- 
zugreifen. Es zeigt sich dies an der Steige- 
rung der Rentenwerte, die in den letz- 
ten Tagen allgemein eintrat. Freilich läge die 
Annahme nahe, dass die Kurserhöhung der 
heimischen Staatsanleihen nur zu dem Zweck 
hervorgerufen wurde, um den neuen Preussischen 
Schatzanweisungen einen besseren Zeichnung- 
erfolg zu liefern. Bis zu einem gewissen Grade 
mag der Kursbewegung auch etwas nachgeholfen 
worden sein; aber von ausschlaggebender Be- 
deutung kann das Interesse für die neue 
Emission keineswegsgewesen sein. Es geht dies 
schon daraus hervor, dass auch verschiedene 
ausländische Renten, z. B. die im Kurse stark 
zurückgegangenen Österreichisch - ungarischen 
Werte, eine bessere Tendenz aufwiesen; un- 
möglich können doch aber hier die Käufe mit 
einer preussischen Anleihetransaktion in Zu- 
sammenhang stehen. Weiter kommt hinzu, 
dass bei den Bedingungen, zu denen die Schatz- 
anweisungemission vorgenommen wird, künst- 
liche Einwirkungen gar nicht notwendig sind, um 
einen Zeichnungerfolg herbeizuführen. Eine 
andere Frage ist, ob das Interesse für An- 
lagewerte lange anhalten wird. Die Kurse 
haben bei weitem noch nicht denjenigen Stand 
erreicht, den sie vor der Zuspitzung der Geld- 
verhältnisse eingenommen hatten. Hieraus ist 
aber nicht der Schluss zu ziehen, dass sie wieder 
auf ihren früheren Stand zurückgehen müssen. 
Es wird sogar wahrscheinlich sein, dass nach 
einiger Zeit das Privatpublikum wieder in 
grösserem Umfange an einer spekulativen Be- 
tätigung an den Märkten der industriellen 
Papiere Gefallen findet, so dass alsdann für 
Rentenwerte wenig Käufer übrigbleiben. Lang- 
sam beginnt sich bereits für einige Industrie- 
werte Beachtung zu zeigen, und verschiedene 
Bankiers machen es sich zur Aufgabe, solche 
Gesellschaften herauszufinden, deren Kurs ihnen 
verhältnismässig niedrig erscheint und deren 
Ankauf sie alsdann empfehlen; zumeist aller- 
dings, nachdem sie selbst die Aktien gekauft 
haben. Es ist jetzt nicht allzuschwer, solche 
Werte zu ermitteln, weil man im grossem und 
ganzen weiss, in welchen Industriezweigen die 
wirtschaftliche Depression einen stärkeren Ein- 
fluss ausgeübt hat und in welchen sie die Er- 
trägnisse der Aktien-Gesellschaften nur wenig 
schmälern wird. Naturgemäss sind aber selbst 
die Kurse derjenigen Unternehmungen gesunken, 
die ihre Dividenden aufrechterhalten können 
oder nur wenig zu reduzieren brauchen. In 
diesen Fällen war die niedrigere Bewertung nur 
auf Grund der hohen Zinssätze notwendig; 
nachdem jetzt aber eine geringere Verzinsung 
zugrunde gelegt werden muss, ergibt sich bei 
den gegenwärtigen Kursen häufig eine verhält- 
nismässig grosse Rentabilität. Diese wird 


natürlich nur so lange anhalten, wie sich das 
Publikum von den industriellen Werten fern- 
hält; tritt wieder der Umschwung ein, so dürfte 
bereits der Geldmarkt eine Anspannung auf- 
weisen. Dass vorläufig die spekulative Be- 
tätigung noch sehr gering ist, geht schon daraus 
hervor, dass trotz der allgemein festen Tendenz 
Kursbewegungen nur einige Tage anzuhalten 
pflegen, und dass Gerüchte von neuem Kapi- 
talsbedarf eines Unternehmens nicht mit einer 
Steigerung des Kurses, sondern immer noch mit 
einer Abschwächung beantwortet werden. Daraus 
ergibt sich, dass die Spekulation nach wie vor 
befürchtet, es könne das neue Kapital schwer 
untergebracht werden, während doch gerade in 
günstigen Zeiten jede Kapitalsvermehrung wegen 
des damit verbundenen Bezugsrechts eine speku- 
lative Aufwärtsbewegung hervorzurufen pflegt. 


* * 
* 


Eine recht gut behauptete Tendenz lässt 
insbesondere der Markt der Montanaktien 
erkennen, obgleich freilich auch hier die Ge- 
schäftstätigkeit nur einen geringen Umfang an- 
nimmt. Es scheint in der Kursentwicklung je- 
doch die Hoffnung ihren Ausdruck zu finden, 
dass die Preisrückgänge am Eisenmarkte im 
wesentlichen überwunden sind; konnten doch 
für einige Produkte, wie namentlich für Stab- 
eisen, bereits kleine Erhöhungen erzielt wer- 
den. Etwas freundlicher klingende Berichte vom 
Eisenmarkt treffen schon seit einigen Wochen 
ein; allerdings machen der Roheisenmarkt und 
der Röhrenmarkt eine Ausnahme. An der Börse 
wird auch darauf hingewiesen, dass die Er- 
weiterungbauten im wesentlichen beendet sind, 
so dass infolgedessen eine weitere Produktions- 
vermehrung vorläufig nicht zu erwarten ist. 
Ein nicht zu unterschätzender Faktor ist auch, 
dass die Berichte vom amerikanischen Eisen- 
markte günstiger lauten; werden doch seit der 
Verkündung der Botschaft des Präsideten 
Wilson überhaupt hoffnungfreudigere Berichte 
über das nordamerikanische Wirtschaftleben 
verbreitet. Recht ungünstig ist freilich noch 
die Lage für die Siegerländer Werke, nament- 
lich für die reinen Hochofenwerke, aber auch 
derjenigen, die Kohle und teilweise Roheisen 
beziehen müssen. Die Kurse der Siegerländer 
Werke bringen auch die ungünstigen Erwar- 
tungen auf den diesmaligen Abschluss zum 
Ausdruck. Es notieren z. B. die Aktien der 
Friedrichshütte A.-G., die für das letzte 
Geschäftsjahr die Dividende von 10 auf 15 000 
erhöht hat, nur ca. 167 %, und die Aktien der 
Geisweider Eisenwerke, die ihre Grob- 
blechproduktion erheblich verstärkt haben, 
stellen sich bei einer Dividende von 11 % auf 
ca. 168 %. 


* * 


* 


Im Gegensatz zu der guten Disposition des 
Montanaktienmarktes stand der Markt der 
Schiffahrtwerte. Der Ratenkampf ist nun 
bereits ausgebrochen, indem die britischen Ge- 
sellschaften für den Zwischendecksverkehr eine 


Preisermässigung um 10 sh. für die Fahrt nach 
Amerika und von 20 bis 221% sh. für die Rück- 
fahrt nach Europa beschlossen haben. Auch 
die Hapag hat die Rückfahrtraten stark herab- 
gesetzt. Der Norddeutsche Lloyd folgt diesem 
Beispiel und hat sich auch noch durch Ver- 
grösserung des für die Zwischendeckpassagiere 
bestimmten Raumes für den Schiffahrt- 
kampf gerüstet. Unter diesen Umständen ver- 
mochte der günstige Abschluss der Hamburg- 
Amerika-Linie keine Wirkung auf die Börse aus- 
zuüben, denn mit Recht wird darauf hin- 
gewiesen, dass sich noch gar nicht beurteilen 
lässt, ob der erhebliche Mehrgewinn des ab- 
gelaufenen Jahres nicht sehr bald wieder durch 
die Kosten des Kampfes aufgezehrt wird. 


Bruno Buchwald. 


Umschau. 


Man schreibt mir: „Ein Kartell 
hat, besonders wenn es Er- 
folge in seiner geschäftlichen Politik aufweisen kann, wenn 
es das Preisniveau gehoben, die Bedingungen des geschäft- 
lichen Verkehrs zugunsten seiner Unternehmungen (Zahlung, 
Lieferung usw.) erfüllt hat, regelmässig mit einem sehr 
ernsten Feinde zu kämpfen: mit dem Nachwuchs, der um 
so stärker ans Licht drängt, je günstigere Bedingungen 
für den betreffenden Fabrikationszweig die Herrschaft des 
Kartells geschaffen hat, oder zu schaffen verspricht. In 
dem Kampf der Verbände gegen das Geschlecht der 
Outsider sind nun neuerdings Geschäftsmethoden in Schwung 
gekommen, die als besondere Kennzeichen einer Weiter- 
entwicklung registriert und gewertet zu werden verdienen. 
Ansätze zu gemeinsamer Aktion der Syndikate usw. gegen 
Nachwuchs, gegen Outsiders waren freilich schon lange 
vorhanden. Man braucht nur an die Kaliindustrie zu 
erinnern. Besonders in der gewissermassen schon ge- 
Schichtlichen Zeit des Kalisyndikats gab es da interessante 
Erscheinungen. Man hatte seinerzeit versucht, in eine 
von einigen der damals an Zahl relativ wenigen Kaliwerke 
errichtete Feldergemeinschaft Kalifelder hineinzulegen, die 
man unverritzt halten wollte, bis eine starke Absatz- 
Steigerung deren Inangriffnahme ohne Nachteile für die 
Preis- und Abbaupolitik gestattete. Eine derartige Aktion 
in der Kaliindustrie war im wesentlichen natürlich nur 


n. Kartell-Boykott. 


Möglich, weil man damals noch nicht wusste, dass das 
Verbreitunggebiet der Kalisalze innerhalb der deutschen 
Grenzen unendlich viel grösser war, als man ursprünglich 
angenommen hatte. Die Feldergemeinschaft sank rasch 
zur Bedeutunglosigkeit herab, und alle Versuche, dem 
Kalisyndikat die überlästigen Neugründungen fernzubalten, 
blieben vergebens, einschliesslich der jetzt so viel beredeien 
Selbsthilfeaktion: in dieser Industrie bedarf es wieder- 
holter und verschärfter gesetzlicher Eingriffe, um einiger- 
Massen geordnete Zustände zu schaffen. Die Eingriffe 
werden aber jetzt nicht zugunsten des Syndikats, sondern 
zugunsten der Allgemeinwirtschaft vorgenommen, die an 
der höchst überflüssigen Investierung grosser Mittel in 
der Kaliindustrie kein Interesse hat. Auch in der Braun- 
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kohlenindustrie haben sich frühzeitig Versuche von 
Syndikaten gezeigt, in dem engeren territorialen Wirkung- 
kreis, für welche Braunkchlensyndikate gebildet zu werden 
pflegen, möglichst die Werkzahlen nicht steigen zu lassen. 
Auch hier ohne überall durchgreifenden Erfolg. Aber 
nicht der Erfolg, das Ziel und die Methode interessieren. 
Im Magdeburger Revier wurden Gemeinschaftfestlegungen 
von Feldern von dem dortigen Syndikate getroffen. Eine 
ganz ähnliche Erscheinung trat im rheinischen Braunkohlen- 
revier zutage, wo das Syndikat sogar über eine eigene 
Brikettfabrik verfügt. Allerdings hat sich, speziell im 
letzteren Falle, ein durchgreifender Erfolg nicht erzielen 
lassen; die rheinische Braunkohlenindustrie ist soeben in 
eine Kampfperiode eingetreten, die mit der Auf lösung des 
Syndikats verknüpft ist und nun die interessante Frage 
aktuell werden lässt, was denn aus dem recht starken 
Gemeinschaftbesitz dieses Syndikats werden soll. Eigen- 
artig sind auch die Verhältnisse, zu welchen die in diesem 
Falle nun freilich monopolartig ausgewachsene Entwicklung 
in der Akkumulatorenindustrie geführt hat. In dieser 
Industrie ist seit dem völligen Niederbruch der Akkumu- 
atorenfabrik vorm. W. A. Boese & Co. in Berlin die 
Akkumulatorenfabrik Berlin-Hagen in Deutschland so gut 
wie konkurrrenzlos, nachdem sie in vergangenen Dezennien 
mit Ausnahme der Boese-Gesellschaft, die sich länger 
hielt, so ziemlich jede andere Konkurrenz niedergerungen 
und aufgekauft hatte. Hier wusste sich dis Monopol- 
inhaberin gegen etwa neuauftauchende Konkurrenz vor- 
trefflich durch eine besondere Methode der Verbindung 
mit jenen Unternehmungen zu sichern, die gewissermassen 
die direkten Abnehmer der Akkumulatoren sind, oder doch 
wenigstens Akkumulatoren als unentbehrlichen Bestandteil 
für ihre eigene Fabrikation bedürfen. Aus den Kreisen 
der Konkurrenz der Akkumulatorenfabrik Berlin-Hagen, 
so lange eine solche einigermassen noch vorhanden war, 
ist immer wieder Klage über die Absatzvorteile geführt 
worden, die die Akkumulatorenfabrik Berlin-Hagen für 
ihren Absatz aus ihren Beziehungen zu der stärksten 
Gruppe der elektrischen. Grossindustrie zu ziehen wusste. 
In der Tat hat denn, in der Hauptsache gewissermassen 
durch ibre besondere Leistungfähigkeit und durch die 
Güte ihrer Fabrikate, zum Teil wohl aber auch durch ihre 
recht geschickte Geschäftspolitik, die Akkummulatorenfabrik 
Berlin-Hagen eine Stellung gewonnen, wie wir sie für ein 
Einzelunternehmen wohl in keinem anderen deutschen 
Industriezweig finden. In das Gebiet der Beziehungen 
zwischen Produzent und Konsument, das schon bei der 
Entwicklung der Dioge in der Akkumulatorenindustrie eine 
gewichtige Rolle spielt, gehört nun die neueste Erscheinung 
auf dem Gebiete der Kartellpolitik, soweit sie sich mit 
der Abwehr neuer konkurrierender Unternehmungen, neuer 
Aspiranten auf den Syndikatschutz beschäftigt. In einer 
Breslauer Zeitung konnte man dieser Tage folgendes 
lesen: 

Der Verein deutscher Portlandzementfabriken beab- 
sichtigt, gemeinsam mit den deutschen Zementsyndikaten 
Stellung gegen die Maschinenfabriken zu nehmen, welche 
durch Einräumung weitgehender Zahlungbedingungen 
und langer Ziele bei Lieferung von Einrichtungen für 
neue Zementwerke sich an wenig kapitalkräftige Neu- 
gründungen in der Zementindustrie beteiligen, die be- 


kanntlich ohnehin schon unter einer enormen Ueber- 
produktion leidet, Es soll versucht werden, alle Liefe- 
zungen für Syndikatswerke nur solchen Maschinen- 
fabriken zu übertragen, welche sich an der Gründung. 
neuer Zementwerke nicht beteiligen und die Maschinen- 
fabriken, welche einem solchen Abkommen nicht bei- 
treten wollen, zu boykottieren. Eventuell sollen auch 
eigene Maschinenfabriken errichtet werden, die gleich- 
zeitig als Versuchsanstalten für die Zementindustrie 
dienen könnten. Den Anstoss zu diesem Vorgehen 
der deutschen Zementverbände gibt die beabsichtigte 
Gründung einer Anzahl neuer Zementwerke, mit deren 
Bau sofort nach dem endgültigen Zusammenkommen 
der neuen Zementverbände begonnen werden soll, 
was aber nach Ansicht der Verbandskreise nur mög- 

lich ist durch Beteiligung von Maschinenfabriken. 
Auf deutsch: Die gesamte deutsche Zementindustrie 
versucht die Fernhaltung von Neugründungen durch Boy- 
kott, zu mindesten durch Boykottandrohung gegenüber 
` der deutschen Maschinenindustrie, soweit diese sich mit 
der speziellen Lieferung von Maschineneinrichtungen für 
die Zementindustrie befasst. Man sieht: ein neues System. 
Freilich kein ganz neues. Auch in anderen Industrien 
ist,hier und dort schon der Versuch eines gleichartigen 
Vorgehens zu verzeichnen gewesen, besonders dort. wo sich 
eine gewisse Spezialisierung innerhalb der Maschinen- 
industrie für die Versorgung bestimmter 
Fabrikationszweige herausgebildet hat. Im grossen Stil 
aber scheint der vorliegende Fall der erste generelle Ver- 
such zu sein. Eine Indusirie bedroht die andere, und 
zwar nicht nur durch Boykott, sondern, was bemerkens- 
wert ist, auch durch Konkurrenzandrohung (Errichtung 
eigener Maschinenfabriken durch die Zementverbände!) 
und will sie damit in Hörigkeit insofern mit dem Ziele 
zwingen, das Syndikat bezw. die Verbände von der Sorge 
zu befreien, die diesen die stete Neugründung bereitet. 
Die Syndikatspolitik sucht also nach durchgreifenden 
Mitteln, um ungestört Preis- und Absatzpolitik treiben zu 
können. Es ist ja richtig, dass, sobald ein Syndikat ent- 
stauden ist und auf eine bestimmte Zeit geschlossen wurde, 
sobald die Preise festgehalten werden oder auch nur eine 
derartige Festsetzung hoher, manchmal auch überhoher 
Preise einigermassen sicher zu erwarten ist, sich sofort 
das Kapital meldet, um neue Unternehmungen, wenn auch 
zunächst auf Kredit, ins Leben zu rufen. Dabei rechnet 
die spekulative Unternehmung, ohne dass sie dabei im 
allgemeinen enttäuscht würde, damit, dass das Syndikat 
dauerndes Interesse an hohen Preisen hat und sich 
schliesslich auch mit Outsidern verständigt, um die In- 
dustrie nicht des Schutzes verlustig gehen zu lassen, den 
eben die Syndizierung bietet. Die Spekulation frisst auf 
diese Weise am Syndikat, nährt sich von dessen Mark. 
Ist das aber nicht eine durchaus gesunde Entwicklung? 
In ihr liegt schliesslich das einzige Regulativ gegen über- 
triebene Syndikatspolitik, gegen ein ungerechtfertigtes 
Hochtreiben der Preise, gegen Willkür, gegen Diktatur 
in den Zahlung- und sonstigen Geschäftsbedingungen. 
Nachdem es sich in den meisten Fällen (abgesehen von 
der Schwer- oder Elektroindustrie, in welcher die Er- 
richtung eines wirklich leistungfähigen Aussenseiters nicht 
ohne Bankhilfe mit Dutzendmillionenkapitalien erfolgen 


industrieller 
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kann) als unmöglich erwiesen hat, das Bankkapital oder 
den Emissionsmarkt für Neugründungen zu sperren, ver- 
sucht jetzt eine höher entwickelte Syndikatspolitik die 
Zwangsmassregeln gegen die Lieferanten für den Maschinen- 
bau, um der Outsidersorge ledig zu werden. Sehr viel 
Aussicht auf Erfolg verspricht nun aber der Wunsch der 
Zementverbände nicht, und zwar vor allem deswegen nicht, 
weil es schliesslich auch ein Ausland gibt, aus dem not- 
falls das unternehmunglustige Kapital die Maschinen für 
die Zementindustrie beziehen kann. Sodann aber gibt es 
auch Maschinenfabriken, die sich recht wenig um einen 
Boykott der Zementindustriellen zu kümmern haben und 
das auch in Deutsch'and selbst. Deswegen erscheint die 
Aktion der Zementindustrie, wenn sie wirklich ernsthaft 
versucht werden sollte, von vornherein als nicht be- 
sonders aussichtvoll. Immerhin verdient der Vorgang 
als ein bemerkenswertes Stadium in der Entwicklung der 
Syndikate in unserem heutigen Wirtschaflleben fest- 
gehalten zu werden.“ 

Myson schreibt: „Im ganzen 
nahen Orient rüstet man sich 
völlig sans gene, um beim Beginn des Frühlings eventuell 
frisch, frei, fröhlich den dritten Balkankrieg inszenieren 
zu können. Vom felsigen Kap Matapan bis hinauf zum 
„Eisernen Tor“ urd zur Pruthgrenze beginnt wieder alles 
„in Waffen zu starren“, und Oberst von Reuter könnte 
mit Befriedigung überall am Balkan konstatieren, dass 
„Mars die Stunde regiert“. Die Botschafter und Ge- 
sandten der Grossmächte geben sich freilich das Ansehen, 
als seien die beunruhigenden Nachrichten sehr übertrieben, 
aber diese verehrten Herren haben noch stets so ge- 
handelt: die der Tripleentente aus kluger Berechnung, die 
deutschen aus einer gewissen Naivität! Jeder Kenner des 
nahen Orients weiss genau, dass, wenn von seiten der 
Mächte nicht endlich richtig gehandelt wird, der Ausbruch 
eines neuen Krieges kaum zu verhindern sein wird. Wie 
können nun die Mächte handeln, um den Krieg von vorn- 
herein unmöglich zu machen” Den Krieg, der nicht nur 
für den Balkan das schwerste Unglück bedeuten würde, 
sondern der auch für das übrige Europa schlimme Kon- 
sequenzen, selbst wenn es nicht in ihn hineingezogen wird, 
mit sich bringen müsste. Vor allen Dingen eine wirt- 
schaftliche Depression in weitestem Umfang, eine Finanz- 
krise, noch bedeutend schlimmer als die wahrlich nicht 
kleine vom vorigen Jahr. Die Frage lässt sich nur be- 
friedigend beantworten, wenn man die Anleihenot des 
nahen Orients genügend berücksichtigt. Der nahe Orient 
braucht an allen Ecken und Enden Geld, Geld und zum 
drittenmal Geld: Von Erzerum bis Cetinje stehen die 
Leute mit offenen Händen da und warten, dass die euro- 
päischen Goldstücke, die in sie hineinfallen sollen, sie 
schliessen machen lassen. Gegen 3 Milliarden Francs ist 
der Bedarf, der gedeckt werden muss, wenn die Schäden 
der letzten 1½ Jahre ausgebessert und frische kulturelle 
Arbeiten in Angriff genommen werden sollen. Von dem 
so „bescheidenen“ Montenegro, dass nur 30 Millionen 
erhält, bis zur Türkei und Serbien, die ihren vorläufigen 
Bedarf auf 700 Millionen festgesetzt haben, ist kein Balkan- 
staat, der nicht zwischen dieser Minimal- und Maximal- 
grenze Barmittel dringend benötigte. Und mit Ausnahme 


Krieg und Geld. 


Albaniens, in dem man sehr optimistisch mit einer 
75-Millionen-Anleihe auszukomfhen hofft, — worin man sich 
Sehr täuschen wird, — nähern sich die Geldansprüche wohl 
mehr der Maximal- als der Minimalgrenze. Nun leben 
Schon gewisse Staaten, vornehmlich Serbien, in der Er- 
Wartung der eintreffenden oder vielmehr zu erwartenden, 
weil im Prinzip zugesagten Gelder; sie brauchen sie zum 
grossen Teil auf, ehe sie ihrer Bewilligung ganz gewiss 
Sind, sie ziehen einen Wechsel und können noch nicht mit 
absoluter Bestimmtheit sagen, ob er akzeptiert werden 
Wird, Diese Situation aber können die Mächte, wenn es 
ihnen ernsthaft darum zu tun ist, den Frieden zu erhalten, 
wenn nicht etwa eine oder mehrere von ihnen aus politischen 
Gründen über den Ausbruch eines dritten Krieges im 
nahen Orient nicht allzu betrübt sein würden, vorzüglich 
ausnutzen, um die Streithähne am Balkan zur Ruhe zu 
bringen! Das homerische Geschimpfe der verschiedenen 
Nationalhelden dort unten braucht sich nicht in die 
„Männermordende Feldschlacht“ umzusetzen, wenn man in 
allen europäischen Zeniren den Daumen fest auf den Geld- 
beutel hält, so dass kein Goldstück aus ihm in die aus- 
gestreckten Hände der Serben, Türken, Griechen, Bulgaren 
und aller der anderen interessierten Nationen des Balkans 
Selangen kann. Der Friede würde durch eine gemeinsame 
Aktion der Diplomatie und der Finanz der Mächte sofort 
gesichert werden. Denn sind die Quellen zugeschüttet, aus 
denen die zum Krieg Bereiten schöpfen müssen, wenn sie 
ihn durchführen wollen, so nützt der grösste Mut, der in- 
Srimmigste Zorn, die heisseste Beutegier nichts; ohne 
Pulver kann man eben nicht schiessen. Solche Erkenntnis 
zu gewinnen, ist nicht allzu schwer; die Frage ist eben 
nur, ob man sie überall gewinnen will, und diese Frage 
erheischt eine baldige Antwort. Was Deutschland speziell 
anbetrifft, so ist es hohe Zeit, dass in der Budgeikommission 
der gute Herr Gottfried von Jagow rückhalilosen Auf- 
Schluss über die Situation und die Haltung Deutschlands 
Sibt. Die übliche diplomatische Geheimtuerei soll man 
durchaus nicht respektieren. Erstens verbirgt sich hinter 
ihr nicht allzuviel und ferner gibt es Augenblicke, wo 
Aus wirtschaftlichen wie politischen Gründen die Volks- 
Vertretung auch über die auswärtige Politik völlige Auf- 
Klärung verlangen muss!“ 


m Ueber interessante Einzelheiten aus 
Diamanten. einem Vortrage, den am 21. d. M. 
Rechtsanwalt Dr. H. Lübbert aus Lüderitzbucht, Mitglied 
des Vorstandes der Minenkammer, in Berlin gehalten hat, be- 
richtet Herr Dr. Spitzer folgendes: „Die Diamanten sind 
keine Verbrauchsartikel, wie etwa Getreide, Kohle, Kali 
oder Petroleum. Das Deutsche Reich als solches hat also 
keinerlei allgemeine Interessen binsichtlich der Diamanten 
zu wahren gehabt. An der Diamantenproduktion ist der 
Staat rein fiskalisch interessiert, nämlich dadurch, dass er 
der. Förderern Abgaben und Steuern auferlegt hat, die 
im Durchschnitt etwa 70% ihres Reingewinns betrugen. 
Aus diesen steuerlichen Mafsnahmen leitet das Reichs- 
Kelonialamt seine moralische Berechtigung dazu her, die 
erwertung der Diamanten sogar gegen die dringendsten 
Wünsche der Förderer zu organisieren und zu bewirken. 
Man ist sich anscheinend in Deutschland noch nicht ge- 
dügend darüber klar, dass diese Massnahmen das kom- 
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munistische Prinzip in einem Masse verwirklichten, wie 
man es bisher in einem monarchischen Staatswesen für 
unerhört gehalten hatte. Nachdem der Staat den Förderern 
70% ihrer Einnahmen im Wege (der Vortragende be- 
zifferte die Einnahmen des Staates aus den Diamanten für 
1913 auf etwa 30—31 Millionen, denen höchstens 14 bis 
15 Millionen Gesamteinnahmen der Förderer gegenüber- 
ständen, wobei in den letzteren Abschreibungen auf Felder- 
konto noch nicht eingeschlossen seien) der Besteuerung 
wegnäbme und ihnen gleichzeitig die Verwertung ihrer 
Diamanten völlig aus der Hand nähme, bliebe als letzte 
Konsequenz nur noch die Verstaatlichung der Diamanten- 
betriebe überhaupt übrig, ohne dass, wie gesagt, andere 
als rein fiskalische Interessen im Spiele wären. Der Vor- 
tragende wies darauf hin, dass die Förderer von vorn- 
herein die Anstellung eines im Diamantenhandel gross- 
gewordenen erstklassigen Fachdirektors, jedoch bisher ohne 
Erfolg, gefordert hätten. Als ein Fehler wurde es ferner 
bezeichnet, dass man im Kolonialamt nicht rechtzeitig die 
Zentralisierung des Verkaufs der gesamten Weltproduktion 
als erstrebenswerte Konsequenz der Zentralisierung des 
Verkaufs der deutschen Diamanten erkannt habe. Anstatt 
Annäherung mit englischen Verkaufsorganisationen zu 
suchen, habe man diesen gegenüber künstlich einen Kon- 
kurrenten in dem antwerpener Syndikat geschaffen, an 
das seit dem Jahre 1910 die Diamanten fortlaufend, und 
zwar zu niedrigen Preisen, ausgeliefert worden seien. Ihre 
eigentliche Aufgabe, nämlich die, ein Verkaufsinstitut zu 
werden, habe die Regie nicht erfüllt und infolge ihres 
staatlichen Charakters und der dadurch gebotenen Rücksicht- 
nahme auf !iskalische Interessen (Sorge für einen gleich- 
mässigen Etat) auch nicht erfüllen können. In betreff der 
Kontingentierung, fuhr der Redner fort, sei es vom Stand- 
punkte desIndustriellen aus prinzipiell erstrebenswert, die im 
Boden vorhandenen Schätze möglichst rasch und möglichst 
rationell zu heben. Es sei ein Rechenexempel, von 
welchem Punkte an auf rasche Förderung im Interesse der 
Preishaltung verzichtet werden müsse. 
förderer hätten sich Erkenntnis ver- 
schlossen, dass die Anstellung dieses Rechenexempels 
auch für sie praktisch werden könne, und dass eine 
Kontingentierung im Interesse der Preishaltung von 
enormem Nutzen sein könne. 


Die Diamanten- 
niemals der 


Als ein schwerer Fehler 
sei es aber zu bezeichnen, dass man die Kontingentierung 
einseitig vorgenommen habe, ohne vorher eine ernstliche 
Verständigung mit den englischen Organisationen anzu- 
streben. Anfang 1913 sei den fördernden Gesellschaften 
nahezu die Hälfte des Regiekapitals eingeräumt worder, 
auch hätten sie die Hälfte des Aufsichtrats besetzt. Nun- 
mehr sei es ihnen endlich gelungen, die öffentliche Aus- 
schreibung, gewissermassen die Versteigerung von 1 Million 
Karat, durchzudrücken. Das Resultat sei bekannt. Das 
antwerpener Syndikat habe zwar auch diese Million Karat 
erstanden, habe aber einen etwa um 15 % höheren Preis 
zahlen müssen als bisher, was für den Staat allein einen 
Vorteil von etwa 6 Millionen < bedeutet. Im weiteren 
Verlaufe des Jahres 1913 sei es zu erheblichen Meinung- 
verschiedenheiten zwischen den Förderern und dem Vor- 
sitzenden des Aufsichtrats der Regie, Herın Fürstenberg 
gekommen. Ganz falsch sei die Vorstellung, als ob die 
Förderer die im Aufsichtrat der Regie befindlichen Bank- 


direktoren in ihrer Eigenschaft als solche hätten angreifen 
wollen. Aus verschiedenen sachlichen und persönlichen 
Gründen habe sich jedoch eine Zusammenarbeit mit Herrn 
Fürstenberg auf die Dauer nicht als möglich erwiesen. 
Herr Fürstenberg habe schliesslich sein Amt niedergelegt. 
Nunmehr habe das Kolonialamt alle nicht in den Händen 
der Förderer befindlichen Regieanteile eingefordert und 
auch freiwillig verkauft erhalten und alsdann eine General- 
versammlung mit der Tagesordnung „Auflösung“ ein- 
berufea, um auf Grund dieser formalen Tatsache, gestützt 
auf den $ 51 des Regiestatuts, auch die Regieanteile der 
Förderer einziehen zu können. Nachdem die Ver- 
staatlichungaktion auf den Widerspruch der Förderer 
gestossen sei, habe sich das Kolonialamt zunächst bereit 
gezeigt, mit den Förderern erneut unterhandeln. 
Es hätten mündliche Besprechungen zwischen einem 
Mittelsmann der Förderer und dem zuständigen Refe- 
renten im Reichskolonialamt stattgefunden, in welchen 
man.sich über folgende Punkte geeinigt habe: das Kolonial- 
amt solle den Förderern ihre bisherigen Anteile an der 
Regie belassen, und es sollte alsdann vom Fiskus und den 
Förderern als den alleinigen Anteilseignern der Diamanten- 
regie in Einstimmigkeit ein kleinerer Aufsichtrat als bis- 
her gewählt werden, in welchem die Förderer die Majorität 
haben sollten. Die Förderer seien der Ansicht, dass die 
Vermittlungvorschläge sehr massvoll gewesen seien. Nach 
seinen bisherigen Misserfolgen in der Angelegenheit der 
Diamantenverwertung habe das Kolonialamt nicht das 
moralische Recht, den Förderern, die in der Produktion 
so Grosses geleistet hätten, die Verwertung der Diamanten 
noch fernerhin vorzuenthalten. Man habe jedoch unter 
Zurücksetzung dieses Gesichtspunktes zunächst nicht die 
Forderung gestellt, den Förderern die Regie allein zu über- 
lassen, um möglichst bald praktisch etwas zu erreichen, 
Ganz unvermittelt habe jedoch das Reichskolonialamt sein 
ursprünglichesEinverständnis mit jenem Vergleichsvorschlag 
zurückgezogen, als es sich darum handelte, den Vorschlag 
schriftlich zu fixieren, und zwar mit der Begründung, der 
von dem Mittelsmann der Förderer ausgesprochene Wunsch, 
die Namen der vom Reichskolonialamt in Aussicht ge- 
nommenen Aufsichtratsmitglieder zu erfahren, bedeute ein 
Novum, so dass das Kolonialamt die Verhandlungen als 
abgebrochen betrachten müsse. Die Frage der Diamanten- 
verwertung sei nunmehr wiederum in demselben Stadium 
wie vor vier Jahren. Was das Kolonialamt eigentlich 
plane und vorhabe, wüssten die Förderer zurzeit nicht. 
Die Förderer erstrebten nach wie vor den massgebenden 
Einfluss auf die Verwertung ihres Eigentums. Wolle das 
Kolonialamt die Majorität in der Regie aus verwaltung- 
technischen Gründen nicht geben, so böte sich der Aus- 
weg, dass die Regie als blosses Verrechnungbureau für 
die Verteilung der Steuern und der den Förderern zu- 
fliessenden Geldern bestehen bliebe, dass die Förderer 
hiergegen ein deutsches Syndikat zum Verkauf der Dia- 
manten gründeten, das an Stelle des bisherigen belgischen 
Syndikats die Diamanten von der Regie käuflich 
erwerbe.“ 


zu 
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Gedanken über den Geldmarkt. 


Die erste Serie der Diskontermässigungen liegt nun 
vor, fast alle europäischen Notenbanken, mit Ausnahme der 
Banque de France, haben die Sätze verlassen, mit denen 
sie das Jahr 1913, beschlossen haben. Zuerst ging die 
österreichisch-ungarische Bank um ½ % auf 5% herunter. 
Dies geschah vor der deutschen und englischen Reduktion, 
aber schon in sicherer Gewissheit darüber, dass diese er- 
folgen würde, Der Ermässigung in der Donau-Monarchie 
war nicht, wie in London und Berlin, eine Herabsetzung 
in der jüngsten Vergangenheit vorhergegangen, sondern 
man hatte infolge der hartnäckigen Andauer starker An- 
spannung bei der österreichisch-ungarischen Bank bisher 
noch darauf verzichten müssen. Erst jetzt, als das Institut 
endlich aus der Notensteuer kam und die Belastung der 
Anlagekonten normaleren Umfang annahm, konnte diese 
Ermässigung vorgenommen werden. Die übrigen Diskont- 
ermässigungen erfolgten sämtlich an einem Tage, am 22. cr., 
und zwar allgemein in der Höhe von ½ %. In England 
und der Schweiz ist man damit auf ein Niveau von 4%, 
gelangt, in Deutschland und Belgien auf ½ %, Schweden 
5% und in Dänemark 51/, %. 

Die am meisten inieressierenden Reduktionen in 
Deutschland und England bedeuten keine Initiative der be- 
treffenden Notenbanken, sondern nur eine Anpassung an 
den Status des offenen Geldmarkts, die sich aber schon 
längst wieder als ungenügend erweist. Der rasch über- 
wundene Strikezustand in Transvaal hatte die Ermässigung 
in London und damit auch in Berlin zurückgehalten, die 
scharf absteigende Tendenz der Zinssätzte am offenen 
Markt konnte er aber nicht hemmen. Besonders in London 
ist der Abfall der privaten Zinssätze in den letzten Tagen 
schnell vorwärts gegangen. Der Privatdiskont in Lombbard- 
street für Dreimonatspapier ist auf ca. 2% 0% angelangt 
und die Sätze für Tagesgeld sind noch darunter gesunken. 
Die offizielle Rate ist daher schon längst nicht mehr 
effektiv und die Bank wird sich, wenn auch vielleich nicht 
ganz leichten Herzens, bald zur Reduktion auf 3½ % ent- 
schliessen müssen. Die starke Erleichterung am offenen 
Markt vollzieht sich, trotzdem die Steuerzahlungen bereits 
in vollem Gange sind, ein Zeichen, dass dem Verkehr 
fortwährend bedeutende Summen zufliessen, teils aus 
Gründen der Abschwächung im internationalen Handel 
oder dem ruhigeren Geschäftsgang in der englischen 
Industrie, teils dadurch, dass Beträge wieder zur Anlage 
gelangen, die von den Zeiten der Balkanunruhen her dem 
Verkehr noch entzogen waren. 

Wenn trotzdem in den Finanzkreisen der englischen 
Regierung und bei der dortigen Haute Finance heute die 
Notwendigkeit einer weiteren Diskontermässigung mit 
gemischten Gefühlen betrachtet wird, so liegt das daran, 
dass zurzeit in England die Tendenz besteht, eine Stärkung 
der Goldvorräte im Lande und besonders bei dem Zentral- 
instilut durchzuführen. Da man erkannt hat, dass die Metall- 
basis des Institus den Forderungen der heutigen Zeit nicht 
mehr Rechnung trägt, soll London die Stellung als Zentral- 
punkt des Goldhandels erhalten bleiben. Wir haben über 
die speziellen Schwierigkeiten, die sich heute der Position 
der Bank von England auf diesem Gebiete entgegenstellen, 
hier schon öfters gesprochen, sie liegen nicht so sehr in 
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plulus-Merklalel. 


Man notiere auf seinem Kalender vor: 


|| Bankausweis New Vork. — Lieferung Berlin, 
Hamburg, Ultimoliquidation Paris. — 
| Bericht der Wolldeputation. — @.-V.: 
Hypothekenbank Hamburg, Deutsche 
Babcock & Wilcox Dampikessel-Ges. 


Sonnabend, — Schluss der Zusammenlegungfrist 
31. Januar Aktien Wilhelmshavener Aktienbrauerei, 
an Zusammenlegungfrist Rheinische Bier- 


brauerei Mainz, Zusammenlegungfrist 
Maschinenfabrik J. E. Christoph Akt.- 
Ges, Einreichungfrist Kieler Maschinen- 
bau-A.-G. vorm. R. Daevel, desgl. 
Elberfelder Papierfabrik. 

Essener Börse. — Reichsbankausweis. — 
Berliner Getreidebestände, Hamburger 
Kaffeevorräte, Januar- Ausweise Grosse 
Berliner Strassenbahn, Allgemeine Ber- 
liner Omnibus-Akt.- Ges., Elektrische 
Hoch- und Untergrundbahn, Hamburger 
Strasseneisenbahn, Hamburg-Alionaer 
Centralbahn. — @.-V.: Chocola Plan- 
t»gen-Ges., Hermann Schött Akt.-Ges. 


Düsseldorfer Börse, — Duurings Kaffee- 
statistik. Januarausweise Luxem- 
burgische Prinz- Heinrich- Bahn. 
@.-V.: Naphtaproduktions-Ges. Gebr. 
Nobel. 


1 


Montag, 
2. Februar 
TR 


Dienstag, 
3. Februar 
% 


— 


M ! R 
let woch, Zahltag Paris. G.- V.. Braunkohle- 


4. ! 
A Akt.-Ges., Berlin. 
0 


Essener Börse. — Irouage- Bericht. — 
Bankausweise London, Paris. — Zahltag 
Wien. — Januarausweise Franzosen, 
Lombarden. — @.-V.: Maschinenbau- 
Akt.-Ges. Markt-Redwitz, C. Heckmann 
Akt.-Ges. 


| Düsseldorfer 


Donnerstag, | 
Februar 


| 


Börse. — Ironmonger- 
Bericht. Januarausweis Lübeck- 
Büchener Eisenbahn. G.- V.: 


‘ Wicküler-Küpper-Brauerei. 


| Bankausweis New Yor. — G. - V., 
Warschau-Wiener Eisenbahn, Waren- 
creditanstalt Hamburg, Grundkreditbank 
Königsberg, Hamburg-Altonaer Central- 
bahn, Union Hagel-Versicherungs- Ges. 
— Schluss der Zusammenlegungfrist 
| Aktien Samoa Kautschuk-Compagnie. 


Ausserdem zu achten auf: 
Abschlüsse und Geschäftsberichte der 
Banken, Abschluss Grosse Berliner 
Strassenbahn, Oesterr. Creditanstalt. 

Zulassunganträge (in Mill. #): 
Berlin: 5 5% Landkraftwerk Leipzig 
Akt.-Ges., 10 5% Hyp. Obl. Zellstoff- 
fabrik Waldhof, 1,5 4% Anleihe Stadt 
Herne, 2 4% Hagener Staätanleihe, 
8 Aktien 5 Mill. 4½ % Obl. Rheinische 
Schuckert - Ges. Frankfurt a. M.: 
4 4% Darmstädter Stadtanleihe, 2,5 4% 
Obligat. Deutsche Eisenbahn- Akt.-Ges. 
Frankfurt, 1,5 Aktien Brauhaus Essen. 

Verlosungen: 

1. Februar: Augsburger 7 Gld. (1864), 
3% Belgische Comm.-Cred. 100 Frcs. 
(1868), Braunschweiger 20 Tir. (1868), 

3% Hamburger 50 Tlr. (1866), Tta- 
) Die M i i itzer i lie für ihn 

Seehtigen Sa rn We u. a. über 

oa ammlungen, Ablauf von Bezugsrechten, Markttage, 

darin ee und Losziebungen. Ferner finden die Intense 
en Aeltun verzeichnet, Worauf sie an den betreffenden agen in 

Erai tungen achten müssen. In Kursiv-Schrift sind diejenigen 

lasse Sse, gesetzt, die sich auf den Tag genau nicht bestimmen 

nter dem Datum steht immer der Privatdiskont in 

m selben Tag des Vorjahres. 


Freitag 
6. 9 1 8 
40% 


Sonnabend, 
t. Februar 
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|| lienische Rote Kreuz 25 Lire (1885), 
| 31/ % Köln-Mindener 100 Tir. (1870), 
5% Oesterreichische 500 Gld. (1860), 
23/,% Pariser 400 Frcs, (1905), Sachsen- 
Meininger 7 Gld. (1870), 3% Türkische 
400 Frcs. (1870). 2. Februar: 3% 
Genfer 100 Frcs. (1880). 5. Februar: 
23/, u. 3% Credit foncier de Fr. Comm.-, 
Obi. (1879, 1880, 1891, 1899), des- 
gleichen 3% Pfandbr. (1909), 4% Pa- 
riser 500 Fr. (1875), 3% Pariser 300 
Fr. (1912). 

dem zu geringen Umfange der eigenen Metallbestände, 
wie darin, dass sich in den letzten Jahren in fast allen 
Wirtschaftgebieten der Welt, die zu Goldprägungen über- 
gegangen sind, die Tendenz zu starker Vermehrung der 
Bestände an gelbem Metall geltend macht. Diese Be- 
strebungen werden aber mehr oder weniger gewaltsam 
ohne Innehaltung der durch die reguläre Zahlung- und 
Forderungbilanz gegebenen Möglichkeiten für Goldbezüge 
durchgeführt, so dass es der Bank von England mehr und 
mehr schwer fallen muss, ihre Position im Goldverkehr 
mit den alten Mitteln zu verteidigen. Immerhin kann 
man zugeben, dass die Höhe des Metallbestandes bei dem 
englischen Zentralinstitut nicht mehr zeitgemäss ist und 
vermag daher die Bestrebungen nach einer Stärkung des 
Goldschatzes zu verstehen. 

Bis jetzt ist in diesem Jahre die Auffüllung des eng- 
lischen Metallbestandes recht kräftig vor sich gegangen. 
Der Ausweis vom 22. Januar zeigt dem Barbestand auf 
ca. 42 Millionen Pfund. Für die weitere Entwicklung ist 
aber zu berücksichtigen, dass der indische Begehr neuer- 
dings wieder grössere Dimensionen annimmt, Da aber 
Aegypten, das bisher viel nach den indischen Häfen veı- 
schifft hat, seine Exportfähigkeit bald erschöpft haben 
dürfte, wird man damit rechnen müssen, dass der indische 
Bedarf in der nächsten Zeit wieder stärker in London 
direkt Deckung suchen muss. Auch Frankreich scheint 
trotz der kräftigen Stärkung des Goldbestandes bei der 
Banque de France sich weiter sehr um Goldimporte zu 
bemühen und könnte demnach in der Folgezeit wieder 
bald als lästiger Konkurrent in London in Frage kommen. 

Die Ermässigung in Deutschland um ½ % ist am 
offenen Markte gänzlich eindruckslos geblieben, da sie 
längst überfällig war und andererseits eine höhere Reduktion 
bei den zurückhaltenden Tendenzen der Bankleitung nicht 
erwartet worden war. Die Flüssigkeit im offenen Markte 
ist keineswegs geringer geworden, es besteht vielmehr 
weiter ein überaus dringender Wechselbedarf, so dass der 
Privatdiskont 3% gesunken ist. Die Ultimo- 
prolongation vollzieht sich auf einer Basis von ca. 3% %, 
das Geldangebot ist aber trotz dieses mässigen Satzes so 
reichlich, dass die im Januar eingetretene Vermehrung der 
zu versorgenden Positionen überhaupt nicht fühlbar wird. 
Bei der ausserordentlichen Geldflüssigkeit erwartet man, 
dass die Banken in der Hauptsache ihren Konsortialanteil 
an den neuen preussischen Schatzanweisungen, die dem- 
nächst zur Emission gelangen, sofort vollzahlen werden. 
Hiermit mag ein Teil der überschüssigen Gelder im Markte 
zunächsi absorbiert werden, so dass die Sätze in dem 
ersten Teil des Februar wieder eine normalere Basis er- 
halten. Da aber vermutlich bei so starken Einzahlungen 
die Seehandlung an die Konsortialen bald wieder mit Aus- 
schüttungen vorgeben wird, wird sich eine grössere Er- 
höhung der Zinsraten auf die Dauer doch nicht durch- 
setzen können. Justus. 


unter 
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Antworten des Herausgebers. 


Alle in dieser Rubrik erwähnten Bücher sind von jeder Buchhandlung des In- und Auslandes, ausserdem aber auch gegen 
Voreinsendung des Betrages oder gegen Nachnahme von der Sortiments-Abteilung des Plutus Verlages zu beziehen.) 


Der Herausgeber des Plutus erteilt grundsätzlich keine Auskünfte über die Solidität und den Ruf von Firmen sowie 


über die Qualität von Wertpapieren. 


Alle hier wiedergegebenen Auskünfte sind nach bestem Wissen und eventuell 


nach eingenender Erkundigung bei Sachverständigen erteilt. Die Auskunfterteilung ist jedoch eine durchaus freiwillige 
Leistung des Herausgebers, für die er keinerlei vertragliches Obligu übernimmt, 


Abonnent 1905. Anfrage: „l. Wo ist Näheres 
über die Grundsätze zu erfahren, nach welchen sich die- 
jenigen deutschen und ausserdeutschen Schiffahrtgesell- 
schaften, welche regelmässige Linien nach Südamerika 
unterhalten, in die Verfrachtungen, den Personenverkehr 
und die Anlaufhäfen geteilt haben? 2. Welche Linien 
gehören zu den sogenannten „Konferenzlinien“’ 3. Gibt 
es Tabellen, in denen die Entfernungen sämtlicher bzw. 
der wichtigsten europäischen Seebäfen untereinander, sämt- 
licher bzw. der wichtigsten Seehäfen der Ostküste von 
Nord-, Mittel- und Südamerika untereinander, sowie der 
europäischen von den vorgenannten amerikanischen See- 
häfen zusammengestellt sind?“ 


Antwort: 1. Genaues über die Grundsätze, nach 
welchen sich die am Verkehr nach Südamerika beteiligten 
deutschen und ausserdeutschen Schiffahrtgesellschaften in 
die Verfrachtung usw. geteilt haben, würde eigentlich nur 
aus den Verträgen der beir. Gesellschaften hervorgehen, 
die indessen sorgfältigst vor der Oeffentlichkeit geheim 
gehalten werden. Eine Literatur darüber existiert infolge- 
dessen nicht. Es gibt eine allgemein gehaltene Abhand- 
lung über den Schiffahrtverkehr nach Südamerika, eine 
Tübinger Dissertation von Dr. Hans Oskar Behrens, 
die immerhin einige interessante Einzelheiten über dieses 
Gebiet gibt. Ferner ist der kleine Aufsatz von Prof. Dr. 
Thiess, „Organisation und Verbandsbildung in der Handels- 
schiffahrı“, Vortrag, gehalten im Institut für Meereskunde, 
Berlin 1903, Verlag E. S. Mittler & Sohn, zu empfehlen. Auch 
das Illustrierte Handbuch der Hamburger Börsen- 
halle“ 1905—1907 kommt in Betracht. Für das Studium 
allgemeiner Verbandsfragen in der Schiffahrt wäre noch 
zu erwähnen: „Report of the Royal Commission on Shipping 
Rings witb Minutes of Coidence and Appendices“, Vol. 
I—V, London 1909, Wyman & Sons Ltd., das die 
Resultate einer Enquete einer königlichen Kommission 
umfasst, die 1906 seitens der englischen Regierung zum 
eingehenden Studium der einschlägigen Fragen eingesetzt 
wurde. Es ist aber bezeichnend, dass diese aus 5 Bänden 
mit mehr als anderthalb Tausend Folioseiten bestehende 
Publikation, die hauptsächlich auf die englischen Ver- 
hältnisse Rücksicht nimmt, kaum irgendwelche Einzel- 
heiten irber die von Fall zu Fall festgelegten Verein- 
barungen der Gesellschaften untereinander enthält, wenn 
auch die Fragen gelegentlich in den Sachverständigen- 
vernehmungen und im zusammenhäpgenden Berichte in 
dürftiger Weise erwähnt sind. 


Die hauptsächlichsten Vereinbarungen im Verkehr mit 
Süd-Amerika erstrecken sich auf den Brasilverkehr und 
den La Plata - Pool und sind voneinander getrennt. 
I: Pool beschränkt sich auf den Frachtenverkehr. Zur 

ontrolle der Verträge usw. befindet sich ein Bureau, in 
Antwerpen, das sog. „La Plata-Syndikat“. Zwischen den 
kontinentalen und englischen Gesellschaften besteht ein 
Kartell wegen der Frachten und Anlaufhäfen; die kon- 
tinentalen Gesellschaften dürfen keine englischen, die eng- 
lischen keine deutschen Häfen anlaufen. Ferner besteht 
für den Verkehr mit den nichtdeuischen Häfen des nord- 
westeuropäischen Kontinents eine Abrechnunggemeinschaft, 
die den Anteil am Verkehr zwischen den betr. Linien 
festlegt. Die deutschen Gesellschaften haben dann unter 
sich wieder einen engeren Pool geschlossen, und endlich 
besteht zwischen den beiden hamburger Gesellschaften 
noch eine Art Betriebsgemeinschaft. Der La Plata - Pool 
umfasst den Verkehr zwischen dem Kontinent und Eng- 
land mit den La Plata - Staaten, also mit Argentinien, 
Paraguay und Uruguay. Die in Betracht kommen- 


den Anlaufhäfen sind: Buenos Aires, Bahia Blanca, 
Montevideo und Rosario, während diejenigen des Brasil- 
verkehrs Rio de Janeiro, Santos, Bahia und Pernambuco 
sind. Die Linien des Brasil-Verkehrs sind: Hamburg- 
Amerika Linie, Norddeutscher Lloyd, Hamburg-Südamerika- 
nische Dampfschiffahrtsgesellschaft, Lampert und Holt, 
Royal Mail Steam Packet Co., Pacific Steam Navigation 
Co., Thos. Jas. Harrison, Konigl. Hollandscher Lloyd; die 
des La Plata-Pools: Hamburg - Amerika Linie, Ham- 
burg-Südamerikanische Dampfschiffahrtsgesellschaft, Nord- 
deutscher Lloyd, Deutsche Dampfischiffahrtsgesellschaft 
„Hansa“, R. P. Houston & Co., David Mac Iver & Co., 
H. W. Nelson, Houlder Bros & Co. Ltd., Prince Line, 
Allan Line, Chargeurs réunis, A. Howden & Co., Lampert 
& Holt, Pacific Steam Navigation Co., Royal Mail S. P. Co. 
Vereinbarungen im Verkehr mit Nord- Brasilien bestehen 
seit 1895, mit dem La Plata usw. seit 1896: seit 1904 
sind solche auch für die Westküste eingeführt, 

2. Unter den sogenannten „Konferenzlinien*“ 
— ganz allgemein — versteht man eigentlich nicht die 
oben angeführten, am Verkehr mit Südamerika, sondern 
die an der sog. „grossen“ nordatlantischen Konferenz, 
d. h. am Verkehr mit Nordamerika beteiligten Gesell- 
schaflen. Diese sind: Hamburg-Amerika Linie (die aller- 
dings mit dem 31 Januar cr. ausscheidet), Norddeutscher 
Lloyd, Holland - Amerika Linie, Red Star Line, Austro- 
American Line, Compagnie Générale Transatlantique, 
White Star Line, Cunard Line, Atlantic Transport 
Line, Dominion Line, Leyland Line, American Line. 
Ausser diesen besteht dann noch der sog. „kleine“ Pool, 
der die kontinentalen Linien umfasst. 

3. Die gewünschten Entfernungen ergeben sich aus 
R. Jannasch (Herausgeber der Zeitschrift „Export“): 
„Die Wege und Entfernungen im Weltverkehr“. Ent- 
fernungtabellen enthalten auch die „Handbücher für Ver- 
lader“ usw. des Norddeutschen Lloyd, die dieser Interessenten 
auf Wunsch gratis zur Verfügung stellt, sowie besonders 
Reed, Table of fdistances, Verlag von Thomas Reed, 
184 High Street, Sunderland. 

M. D. Lodz. Anfrage: „Ich wäre Ihnen sehr ver- 
bunden, wenn Sie mir Auskunft darüber geben wollten, 
nach welchen Grundsätzen der Wert einer Firma beim 
Uebergang in andere Hände, also bei einem Verkauf 
oder dergl., berechnet wird.“ 

Antwort. Auf Ihre Frage eine präzise Antwort zu 
geben, ist sehr schwer. Es kommt bei der Berechnung 
des Wertes der Firma natürlich vollkommen auf die Branche 
an, um die es sich handelt und um die Kapitalisierung, 
die gewöhnlich für Anlagen in der beireffenden Branche 
verlangt werden. Man darf im allgemeinen wohl sagen, 
dass bei industriellen Unternehmungen der Käufer eines 
Geschäftes eine Verzinsung von etwa 15 bis 20% ver- 
langt. Infolgedessen wird man annehmen dürfen, dass 
der Kaufpreis für eine Firma nicht zu hoch ist, wenn er 
das 5-bis 7fache des durchschnittlichen Reinertrages der 
letzten fünf Jabre beträgt. Natürlich ist dieser Durch- 
schnitt nicht mechanisch zu berechnen. Es kommt ja im 
wesentlichen darauf an, ob es sich um eine Firma handelt. 
die im Aufsteigen oder um eine solche, die im Verblüben 
begriffen ist, welche Dauer man mithin dem Durchschnitts- 
erträgnis beimessen kann. Bei der Berechnung des Rein- 
ertrages muss aber insofern sehr vorsichtig vorgegangen 
werden, als z. B. berücksichtigt werden muss, ob der 
Vorbesitzer in seinem Geschäft selbst wichtige fach- 
männische Arbeiten verrichtete, für die der Nachfolger 
sich einen teuer zu bezahlenden Angestellten halten muss. 
Liegt ein solcher Fall vor, so ist es natürlich sehr wesent- 


nich, ob der Vorbesitzer für sich bereits ein bestimmtes 
Gehalt in Rechnung gestellt und über Handlungunkosten 
verbucht, somit von dem Gewinn vorher in Abrechnung 
gebracht hat. Ist das nicht der Fall gewesen, so wird 
der vorsichtige Erwerber sich die Kosten für die An- 
stellung einer solchen wichtigen kaufmännischen oder 
industriellen Kraft berechnen und den Betrag dafür vor 
der Multiplizierung mit den oben genannten Ziffern ab- 
setzen. Die Feststellung des Kaufpreises ist in der Regel 
in der Weise festzustellen, dass zunächst die wirklich vor- 
handenen Aktiven, minus der Passiven, bezablt werden 
und dass dazu dann ein Aufschlag tritt, der den für diese 
Aktiven minus der Passiven bezahlten Preis bis zu der 
Höhe ergänzt, die dem Kapitalisierungbetrag gleichkommt. 
Der wirkliche Wert der Aktiven wird durch sorgfältige 
Schätzungen festgestellt werden. Ausserdem sind natür- 
lich vorher die Bücher zu prüfen. Endlich tut man gut, 
sich für den Eingang der Aussenstände Garantie vom 
Vorbesitzer geben zu lassen und wenn der Vorbesitzer 


nicht ganz sicher erscheint, eine entsprechende Summe 


des Kaufpreises so lange zurückzubehalten, bis die Aussen- 
Stände vollkommen eingegangen sind. 

Alter Abonnent. Ich verstehe Ihre Klage über 
die lange Verzögerung der von mir gewünschten Antwort 


106 — 


auf Ihren Brief durchaus. Ich muss Sie aber sowie alle 
übrigen Abonnenten des „Plutus“ bitten, auf meine starke 
Beschäftigung Rücksicht zu nehmen. Es werden selbst- 
verständlich alle an mich gesandten Briefe erledigt. Ich 
kann aber für den Zeitpunkt der Erledigung niemandem 
gegenüber Gewähr übernehmen. Die Hauptsache bleibt 
für mich die pünktliche Fertigstellung der Plutushefte. Das 
möchte ich namentlich auch denjenigen sagen, die mir 
unverlangt Manuskripte für den Plutus übersenden. Sie 
werden meist sofort nach Eingang von der Redaktion vor- 
geprüft. Da ich mir aber bei allen Manuskripten hinsicht- 
lich der Rücksendung oder der Annahme die letzte Ent- 
scheidung vorbehalte, so müsseu die Manuskripte so lange 
warten, bis ich Zeit für die Prüfung gefunden habe. Das 
kann unter Umständen länger dauern, als das sonst bei 
Zeitschriften, deren Herausgeber sich ganz allein ihnen 
widmen kann, der Fall ist. Ich bitte deshalb alle die- 
jenigen Einsender, die Wert auf eine schnelle Erledigung 
ihrer Manuskripte legen, von Zusendungen an mich Abstand 
zu nehmen, wenn ich mich nicht vorher bereit erklärt 
habe, wegen der Besonderheit des Stoffes die Arbeit sofort 
zu prüfen, Ich weiss, dass mir dadurch vielleicht mancher 
wertvolle Beitrag entgehen wird, ich bedauere das auch 
sehr, aber ich kann das nicht ändern. 


Plutus-Archiv. 
Waren des Welthandels. 


Seide.“) 


Alle diese Abfälle fasst man unter dem Namen 

Kokons zusammen. Weitere Abfälle sind die 
von den Raupen der normalen Kokons zuerst ge- 
bildeten unregelmässigen Fasermassen, die gleich- 
falls nicht abhaspelbar sind: sie werden als so- 
genannte 

Wattseide bezeichnet. Eine dritte Gruppe Ab- 
fälle entsteht beim Schlagen und Putzen der für 
echte Seide zu verarbeitenden Kokons. Es sind die 
sogenannten 

Frisons oder die Flockseide, unter deren 
Begriff auch wohl die nicht verwendeten Faden- 
anfänge sowie die beim Haspeln ausscheidenden 
unreinen Fadenstücke gehören. Eine vierte Gruppe 
bilden die beim Haspeln, Spulen und Putzen der 
reinen Seide entstehenden Abfälle, sogenannte 

Strazzen, und die von der Grege und dem 
Seidenzwirn abfallenden Mengen, sogenannte 


1) Siehe Plutus Jahrg. 1913 S. 782, Jahrg 1914 8. 86 fl 


Neue Literatur der 


Bourette. Von den erwähnten Abfällen und 
Gruppen bilden die Kokons die wertvollsten, es 
folgen die Flockseiden und dann die Wattseiden. 
Im einzelnen wird dann natürlich danach bewertet, 
ob die Abfälle von guten oder schlechten Seiden- 
sorten stammen. Die 

Weiterverarbeitung der 
deren Endziel die 

Verspinnung bildet, fasst man unter cem 
Namen 

Florett- oder Schappespinnerei zusammen. 
Bei der Schappespinnerei entstehen jedoch von 
neuem Abfälle, die noch verwendbar sind, und in 
dem Prozess der 

Bourettespinnerei verarbeitet werden. Bei 
der Verarbeitung der Abfälle trennt man die Flock- 
seide und die Abfälle von Grege und Seidenzwirn 
von den sog. Kokons. 


Seidenabfälie, 


(Fortsetzung folgt.) 


Oollswirtſeßaft und des Rechte. 


(Der Herausgeber des Plutus behält sich vor, die hier aufgeführten Eingänge an Neuerscheinungen besonders zu 


besprechen. 


Vorläufig werden sie an dieser Stelle mit ausführlicher Inhaltsangabe registriert.) 


(Alle in dieser Rubrik erwähnten Bücher sind von jeder Buchhandlung des In- und Auslandes, ausserdem aber auch gegen 
Vorseinsendung des Betrages oder gegen Nachnahme von der Sortiments-Abteilung des Plutus Verlages zu beziehen.) 


Die neuen Aufgaben der Sozialversicherung in der 
Praxis. II. Kursus. Die Praxis der kommunalen 
und sozialen Verwaltung. Vorträge der Cölner Port- 
bildungskurse für Kommunal- und Sozialbeamte. Ver- 
anstaltet von der Hochschule für kommunale und soziale 
Verwaltung. Preis geh. 6.— M., gebd. 7,50 . 
Tübingen, 1913 Verlag von J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). 

Grundsätzliche Organisationsfragen der Sozialver- 
waltung. Von Prof. Dr. jur. Moldenhauer. — Arbeit- 

Seber und Versicherte im Rahmen der Sozialversicherung. 

— Der Aufbau der Sozialversicherung. — Organisations- 

fragen der einzelnen Versicherungzweige. Die 


Organisation der Krankenkassen und die Aufgaben der 
Praxis. Von Prof. Dr. Stier-Somlo. — Die Krankenver- 
sicherung der „besonderen Berufszweige“ nach der RVO. 
— Neuerungen im Verfahren der Unfallversicherung nach 
der RVO. — Streitfragen im Angestelltenversicherung- 
recht. Von Prof. Dr. Stier-Somlo. — Die Stellung der 
Frau in der Reichsversicherungordnung. Von Dr. Marie 
Baum. — Die Kassenangestellien auf Grund der Reichs- 
versicherungordnung. Von Geschäftsführer Eisenhuth. 
— Schadenverhütendes Wirken in der deutschen Arbeiter- 
versicherung. Von Wirkl. Geh. Ober-Reg.-Rat Kaufmann. 
— Die Nutzbarmachung der Reichsversicherungordnung 


für das Land. Von Landesrat Dr. Schmitimann.— Die 
Hilfsmittel der Trunksuchtbekämpfung und der Trinker- 
fürsorge in der RVO. und in dem Privatangestellten-Ver- 
sicherunggesetz. Von Landesrat Dr. Schellmann. 
Die Arztfrage in der Reichsversicherungordnung, Von 
San.-Rat Dr. Mugdan, M. d. R. — Die Arztfrage in der 
Reichsversicherungordnung. Von Justizrat Wandel. — 
Die Belastung der Industrie durch die Sozialversicherung. 
Von Reg.-Rat a. D. Dr. Schweighoffer. — Die Bedeutung 
der sozialen Gesetzgebung für die Volkswirtschaft. Von 
Gfesberis WM dA EMI ER mi Volksversicherung 
als Ergänzung der Sozialversicherung. Von Geh. Reg.- 


Rat Dr. Roe.s 
Sammlung der neuesten Entscheidungen des 
Reichsgerichts, des bayr. Obersten Landes- 


gerichts, des K. Patentamts, des Reichsver- 
sicherungsamts, der Oberlandesgerichte, der 
Verwaltungsgerichte sowie zahlreicher Ver- 
waltungsbehörden in Karthothek-Ausgabe. Begründet 
von Oberlandesgerichtsrat Fuchsberger. Her- 
ausgegeben von Justizrat Dr. Fuld, Mainz. V, Jahr- 
gang 1913/14. Heft und 3. Preis pro Mappe 2,50 WM. 
Verlag von Emil Roth, Giessen. 

Taschenausgabe des Zolltarifs mit revidiertem 
Vereinszollgesetz, Zolltarifgesetz. Amtliches 
Waren verzeichnis, Verzeichnis der Vertrags- 
staaten, Bestimmungen über die Handels- 
beziehungen Deutschlands zu den Vereinigten 
Staaten von Amerika und Volkszählung vom 
1. Dezember 1910 und Zoll- und Steuergesetz- 
gebung. 6. Auflage. 18. Tausend. Mit allen Aenderungen 
bis zum 1. September 1913. Preis gebunden 2 . 
Hamburg 37, Richard Hermes Verlag. 

Kommentar zu den Zoll- und Steuergesetzen des 
Deutschen Reiches. Von Dr. A. Hoffmann, 
Dr. E. Trautvetter, Dr. R. Kloss, Dr. W. Cuno. 
Ergänzungsband: Die Steuergesetzgebung vom 
3. Juli 1913. Preis brosch. 4,50 . Berlin 1913. 
Verlag von Otto Liebmann, Buchhandlung für Rechts- 
und Staatswissenschaften, Verlag der Deutsch. Jurist.-Ztg. 

Wehrbeitragsgesetz vom 3, Juli 1913. — Ausführung- 
bestimmungen des Bundesrates vom 8. November 1913 zum 

Wehrbeitragsgesetz. — Hilftafel zur Berechnung des Wehr- 

beitrags vom Einkommen. — Beispiele für die Berechnung 

des Wehrbeitrags-Besitzsteuergesetz vom 3. Juli 1913. — 

Reichsstempelgesetz vom 3. Juli 1913. — Nachträge auf 

Grund des Gesetzes über Aenderungen im Finanzwesen 

vom 3. Juli 1913. 

Justizirrtum und Wiederaufnahme, Mit Beiträgen 
der Rechtsanwälte Buhr-Köln, Dr. Drunker-Leipzig, 
Giese-Dresden, Dr. Hartlaub-Bremen, Dr. K. Lieb- 
knecht-Berlin, Dr. Siegfried Löwenstein-Berlin, 
Dr. Luetgebrune-Göttingen, Justizrat Dr. Mamroth- 
Breslau, Dr. Mengel-Gera, Justizrat Dr, Niemeyer- 
Essen, Dr. Robert-Braunschweig, Dr. Werthauer- 
Berlin und Dr. Westhaus-Düsseldorf. Von Dr Max 
Alsberg, Rechtsanwalt in Berlin. Preis brosch. 9,00 AH, 
geb. 12,00 4. Berlin 1913. Verlegt bei Dr. P. Langen- 
scheidt. 

Justizirrtum und Wiederaufnahme. — Vom Justizirrtum. 

— Die Gefahren des Strafprozesses, — Nachteilige Kon- 

sequenzen des Prinzips der reinen Mündlichkeit. — Die 

Gefahr einer unzulänglichen Vernehmung des Angeklagten. 

— Die Gefahren unzureichender Anklageschriften und der 

Aenderung der Anklage. — Die Gefahr der Nichterhebung 

von Entlastungbeweisen als Folge der mangelnden Ver- 

trautheit des Angeklagten mit der Technik der Beweis- 
anträge. — Die Gefahren der Ueberspannung des Prinzips 
der freien Beweiswürdigung. — Das notwendige Irrtums- 
risiko des Strafrichters, — Das Fehlen einer Instanz, 
welche Strafkammer- und Schwurgerichtsurteile unbeschränkt 
nachprüft. — Die Unvollkommenheit des Rechtsmittels der 

Revision. — Der begrenzte Wert der Wiederaufnahme für 

die Beseitigung von Justizirrtümern. — Die geringe praktische 

Bedeutung des Rechtsmittels der Wiederaufnahme. Das 

Wesen der Wiederaufnahme — Die gesetzlichen Be- 
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schränkungen der Wiederaufnahme in Sachen, die in erster 
Instanz vor den Schöffengerichten verhandelt sind. — Aus- 
schluss der Wiederaufnahme zum Zweck der Strafmilderung 
bei Anwendung desselben Gesetzes. — Formale Er- 
schwerungen der Wiederaufnahme. — Fehlen einer behörd- 
lichen Unterstützung bei Durchführung der Wiederaufnahme. 
— Die Schwierigkeiten des Nachweises der gesetzlichen 
Voraussetzungen der Wiederaufnahme, speziell gegenüber 
Schwurgerichtsurteilen. — Die Zurückdrängung der die 
Ermittlung der materiellen Wahrheit fördernden Grundsätze 
im Wiederaufnahmeverfahren. — Die Ungunst der Praxis. 
— Die Abneigung der Gerichte gegenüber Wiederauf- 
nahmegesuchen im allgemeinen. — Der Fall Ziethen als 
Illustrationsfall. — Die strengen Anforderungen der Praxis 
an die Ueberzeugungkraft der im Wiederaufnahmeverfahren 
etwa erhobenen Beweise. — Die Strenge der Praxis in 
der Beurteilung der Neuheit des Beweismittels. Die 
Zurückweisung neuer Gutachten als neue Beweismittel. — 
Die auf den $ 404 StPO. gestützte Ansicht der Praxis, 
dass bei einem auch nur indirekten Angriff auf die Richtig- 
keit der Aussage eines Zeugen die Zulassung der Wieder- 
aufnahme von der vorherigen Bestrafung dieses Zeugen 
abhängig sei. — Aus der Verteidigerpraxis in Wieder- 
aufnahmesachen. 


Die Bank. Monatshefte für Finanz- und Bankwesen. 
Herausgeber Alfred Lans burgh. 12. Heft. Dezember 1913. 
Preis des Einzelheftes 1,50 %, per Quartal 4,00 M. 
Berlin W, Bank-Verlag. 

Der Kampf um die Volksversicherung. Von Alfred 
Lansburgb. — Zeitfragen im Sparkassenwesen. Von 
Geh. Regierungrat Dr. Max Seidel. — Zur Statistik und 
Theorie des Arbeitmarktes. Von Dr. Rudolf Meerwarth. 
— Weissensee. Von Ludwig Eschwege. 
Nebenunternehmungen im Handelsrecht, ins- 

besondere die Zweigniederlassung und das land- 
wirtschaftliche Nebengewerbe. Von Dr. B. Marx- 
heimer, Rechtsanwalt in Wiesbaden. Nr. 22 der 
Arbeiten zum Handels-, Gewerbe- und Landwirtschafts- 
recht. Herausgegeben von Prof. Dr. Ernst Heymann, 
Marburg. Preis brosch. 3,—c#. Marburg i. H. 1913, 
N. G. Elwertsche Verlagsbuchhandlung. 

Wesen und Begriff der Nebenunternehmung. — Die 
handelsrechtlichen Eigentümlichkeiten der Nebenunter- 
nehmungen. — Allgemeines, — Die Zweigniederlassung. 
— Begriff der Zweigniederlassung. — Rechtsfolgen aus 
dem Begriff: Das landwirtschaftliche Nebengewerbe. 

Der Angestellte wie er sein soll. Von Orison 
Swett Marden. Einzig berechtigte Uebersetzung aus 
dem Englischen von Dr. Max Christlieb. Preis 
gebd. 2, — H. Stuttgart 1913, Verlag von J. Engelhorns 
Nachf. 

Der Angestellte, wie er sein soll. — Wie man sich 
selbst endeckt. — Wie man mit einer ungünstigen Unwelt 
fertig wird. — Die Macht der Begeisterung. — Der 
Mann, der seine Sache versteht. — Selbstvertrauen hilft 
zur Stellung. — Was der gute Eindruck ausmacht, — 
Die Stellung, in der du dein Bestes leistest. — Gesundheit 
als Geschäftskapital. — Was dich am Vorwärtskommen 
hindert. — Was dich vorwärts bringt. — Mache alles so 
vollkommen wie du kannst. — Wer seinen Prinzipal 
betrügt, der betrügt sich selber. — Deine wahren Neben- 
einnahmen. — Halte deine Leistungen stets auf der Höhe. 
— Die Pflicht, sich zu erholen. Gute Laune. 
Sei stets mit ganzem Herzen bei deiner Arbeit. — Mache 
in jeder Arbeit dein Meisterstück. 

Zollpolitisches AB C- Buch. Von Dr. Walther 
Borgius, Geschäftsführer des Handelsvertrags- Vereins. 
2. verbesserte Auflage. Freis gebd. 2,— . München 
und Leipzig 1913, Verlag von Duncker & Humblot, 
Herausgeber des Beiblattes: Dr. Arthur Schröter. Be- 
zugspreis einschl. Beiblatt 3,50 # vierteljährlich. Verlag 
von Carl Ernst Poeschel in Leipzig. 

Die Technik der Bücher- und Bilanzrevision. Von 
K. K. Reg.-Rat Prof. A. Schmid-Wien. — Kann der 
Aufsichtrat die Bücherrevisoren bei einer Aktiengesellschaft 
ersetzen? Von R. Beigel-Strassburg,. — Die Revision 


von stadüschen Kassen und Verwaltungen. Von Stadt- 
rechuungdirektar G. Kramer-Frankfurt a. M. — Ist der 
„Vortrag auf neue Rechnung“ bei Aktiengesellschaften 
tantiemepflichtig oder tantiemefrei im Sinne der $$ 237 
ind: 245 des Handelsgeseizbuches (Schluss). Eine Er- 
Widerung von Bankprokurist Otto Seipp-Darmstadt. — 
Wechsel-Kontra-Kolonnen-Hauptbuch. Von S. Simon- 
Stuttgart. — Beiblatt: Die Zünfte der „Schreib- und 
echenmeister“. Von Ed. Weber-Leipzig. — Zur Ent- 
Wicklung der Bücherrevision in Deutschland. Von Prof. 
. Penndort-Chemnitz. — Die Mitwirkung freiwilliger 
Interessen- O ganisationen bei der Begutachtung von 
andelsgebräuchen. Von Dr. Max Metzner-Düsseldorf. 
Vorschläge zur Schaffung eines Wörterbuches der 
deutschen Kaufmannssprache. Von Dr. Otto Straube- 
eipzig 
Die Reformen der veranlagten Staats- und Ge- 
meindesteuern im Grossherzogtum Hessen (unter 
besonderer Berücksichtigung der Reformen seit 1899). 
Von Walther Schärffle. 126. Stück der Müchener 
Volkswirtschaftlichen Studien. Herausgegeben von Lujo 
reniano und Walther Lotz. Preis brosch. 5,— of. 
Stutigart und Berlin 1913, J. G. Cottasche Buchhandlung 
Nachfolger. 

Allgemeine wirtschaftliche und soziale Grundlagen 
und die Steuerverteilung vor der Staatssteuerreform von 
1899. — Ueberblick über die Steuergeschichte Hessens 
Seit Beginn des 19. Jahrhunderts. — Die Staatssteuern. — 
Vie Steuerverfassung vor der letzten Reform. — Die 
Voraibeiien zur Reform und der Reformplan. — Das 
Seltende Staatssteuersystem. — Der finanzielle Erfolg der 
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Reform und die finanzielle Entwicklung der Steuern bis 
1911. — Die Gemeindesteuern. — Der Finanzbedarf der 
Gemeinden im Zusammenhang mit der Entwicklung der 

Gemeindeaufgaben. — Die Gemeindesteuergesetzgebung 

bis 1911. — Der Regierungentwurf eines Gemeindeum- 

lagengesetzes von 1904. — Das geltende Gemeindeumlagen- 

gesetz von 1911. 

Bericht über das siebente Studienjahr der Handels- 
Hochschule Berlin. Oktober 1912/13. Erstattet von 
dem Rektor Prof. Dr. A. Binz. Preis 401.20. Berlin 
1913, Druck und Verlag von Georg Reimer. 

Die Verwaltung. — Der Lehrkörper. — Studierende, 


Hospitanten, Hörer. — Der Unterricht. — Studierende. — 
Prüfungen. — Bibliothek. — Stipendien. — Krankenkasse. 
— Festlichkeiten. 


Wirtschaftstatitische Monatsberichte. Herausgeber 
Richard Calwer. Oktober 1913. Nr. 10. Jahrg. 7. 
Bezugspreis A 15, — prän. für das Quartal. 

Zusammenfassender Ueberblick. — Produktion. — 
Arbeitmarkt. — Bergbau und Hütten. Metalle und 
Maschinen. — Landwirtschaft. — Nahrung- und Genuss- 
mittel. — Textilgewerbe, Bekleidung. — Baugewerbe, 
Steine und Erden. — Uebrige Gewerbe. — Geldmarkt. — 
Auswärtiger Handel, Verkehr. — Konsum, Preise. 

Zum Wehrbeitrag. Herausgegeben von der Bank für 
Handel und Industrie. 

Besteuerung des Vermögens. — Steuerpflichtige Per- 
sonen. Deklarationszwang: Inhalt und Form der Steuer- 
erklärung. — Steuerpflichtiges Vermögen. — Allgemeine 
Vorschriften. — Besondere Vorschriften. — Bestenerung 
des Einkommens. 


Generalversammlungen. 
(Die erste Zahl hinter dem Namen der Gesellschaft gibt den Tag der Generalversammlung an, die zweite den Schluss- 
ermin für die Aktienanmeldung und die dritte den Tag der Bekanntmachung im Reichsanzeiger. Der Ort ist der 
eneralversammlungsort. Unsere Aufstellung enthält die Generalversammlungen sämtlicher deutscher Aktiengesellschaften.) 


A-tien-Cementfabrik Schlewecke i. Liqu., Schle- 
22 T. „ Katholisches. Ver- 
einshaus, Heilbronn, 13.2, —, 22.1. % A.-G. für 
Schmurgel- und Maschinenfabrikation Bockenheim- 
Trankfurt a. XI. i. Liqu., Frankfurt a. M., 14. 2., —. 


47.1 e \ctien-Spinnerei Aachen, Aachen, 14.25, 
115 21.1. e Actien-Zuckerfabrik Jerxheim, Jerx- 
Ww. 7.2. —. 17.1. e Actien-Zuckerfabrik Weetzen, 
Veeizon. 3.2. —, 19.1. e Albert-Theater A.-G., 
an. 14. 2, 9,2, 21. 1. 

2 Barther Actien-Möbelfabrik, Barth, 13.2.. —, 
50.1 e Baumwoll-Feinspinnerei, Augsburg, 12. 2., 
5 2, 16.1. e Baumwoll-Spinnerci Kolbermoor, 
lichen. 1.2732 N Neal er aer, ren; 
Nand-\.-G.. München, 9.2, 7.2, 14.1. e Ben- 


Joe; Volksbank A-G.. Bendorf a. Rb. 8.2, „ 
A zi e Berliner Enions-Brauerei. Berlin, 12. 2., 
3 22.1 e Berliner Wäschefabrik A.-G. vorm. 
Gebrüder Ritter, Berlin, 13. 2., 11.2., 22.1. e Bonner 


Sank ur Handel und Gewerbe, Bonn, 10.2., —, 

9 85 0 Brauerei Königstadt A.-G., Berlin, 11. 2., 

TE 17.1. e Bremer Rolandmühle A.-G.. Bremen, 
i e 


ia Fre Hamburg, 2. 2., 


>a 17.1. e Consum-Verein Myslowitz A-G., 
Kattowitz. 14.2, 9.2, 16.1. e Creditverein Neu- 
Städt A.-G., Neustadt a.A.. 12.2, —, 20.1. 

u r Bürgerbräu A.-G., Dortmund, 14. 2., 


Eisen werk Wülfel, Hannover, 10.2., 9.2., 21.1. 


® Elberfeld-Barmer Seiden-Trocknungs-A.-G., Elber- 

2 21.1. 

u „Flensburger Dampfercompagnie, Flensburg, 
2. 9,2, 12.1. e Freiberger Dünger-Abfuhr- 


Gesellschaft A-G., Freiberg i. Sa, 9.2, — 23.1. 
Fürstenwalder Creditbank A.-G., Fürstenwalde 
Spree). 5.2, —, 19.1. 

Gaswerk Tennstedt A.-G., Bremen, 13.2, 9. 2., 


e Gaswerk Thailfingen A.-G.. Bremen, 10. 2. 


7.2., 19.1. e Getreide- Commission A.-G., Düssel- 
dorf, 14.2., 10.2, 21.1. e Göttinger Kleinbahn 
Göllingen 2 9 2. 22.1. % Grund- 
kreditbank, Königsberg i. Pr., 7.2. 5.2, 19.1. 

Hangelarer Thonwerke A.-G. i.Liqu., Cöln, 
6.2., 2.2., 17.1. e Hannoversche Bank, Hannover, 
BT AR er ee Haunstetter Spinnerei und 
Weberei, Augsburg, 11.2., 6.2, 19.1. e Hildes- 
heimer Bank A.-G., Hildesheim, 21.2, 19. 2., 
21.1. e Holzindustrie Hermann Schütt A.-G., 
r i. 

Kloster-Actienbierbrauerei Allendorf, 14. 2., 13. 2., 
16.1. Kollmar & Jourdan A.-G., Uhrkettenfabrik, 
Pforzheim, 14. 2., 11.2., 12.1. e Kornbrennerei und 
Preßhefefabrik A.-G. i. Liqu., Leer, 9.2., 4.2., 22.1. 
e Kur- und Wasserheilanstalt Godesberg A.-G., 
Godesberg, 9.2, —, 21. 1. 

Lübecker Privatbank, Lübeck, 10.2., —, 22.1. 

Maklerbank in Hamburg, Hamburg, 14.2, —, 
23. 1. e Manufactur Bühl vormals E. Rogelet A.-G., 
Mülhausen i. Els., 7.2., 4.2., 19.1. e Maschinen- 
fabrik Augsburg-Nürnberg A.-G., Augsburg, 9.2., 
4.2., 22.1. e Mechanische Baumwoll-Spinnerei und 
Weberei, Kaufbeuren, 14.2., —, 23.1. e Mecha- 
nische Flachsspinnerei Bayreuth, Bayreuth, 7.2, —, 
19.1. % Mewer Credit-Gesellschaft, Kommandit- 
gesellschaft auf Actien Georg Obuch, Mewe, 7.2., 
—, 190.1. 

Norddeutsche Frachtdampfschiffahrt-A.-G., Flens- 
te E S A N 

Ostafrikanische Bergwerks- und Plantagen-A.-G., 
Berlin. 9.2., 6.2., 21.1. e Ottensener Bank, Altona- 
Ottensen. 14.2., 11. 2., 20.1. e „Ozean! Dampfer- 
A.-G., Flensburg, 11.2, 9.2, 12.1. 

Sächsische Bodencreditanstalt, Dresden, 21.2., 
16.2.. 22.1. e St. Pauli Creditbank, Hamburg, 
21. 2, —. 21.1. e Sectkellerei J. Oppmann A.-G., 
Würzburg, 21.2., 18.2.. 21.1. e Spandauerberg- 


Brauerei vorm. C. Bechmann A.-G., Berlin, 12. 2., 
9.2, 21.1. e Sparverein Wörlitz A.-G., Wörlitz, 
14.2, —, 22.1. 
Schleibank in Kappeln (Schlei), Kappeln, 7.2., 
22.1. e Schmidt, Kranz & Co. Nordhäuser 
Maschinenfabrik A.-G., Nordhausen, 8.2, 5.2, 
19.1. e Schneider & Hanau A.-G., Frankfurt a. M., 
10.2, 7.2, 13.1. % Schultheiss-Brauerei A.-G., 
Bern e 

Stadtbrauerei Blankenhain A.-G., Saalfeld a. S., 
9. 2., 4.2., 17.1. e Stadt-Theater-Gesellschaft, Ham- 
burg, 7. 2., 5. 2., 17.1. e Stendaler Strassenbahn 
A., Stendal, 12 2, 221 R Steeb & G. 
Spiralbohrer-, Werkzeug- u. Maschinenfabrik, A.-G., 
Berl i 02ER NER 

Unionbrauerei A.-G., Giessen, 


16725 19.1. 
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Vereinigte Dampfziegeleien Ingolstadt A.-G., 
Ingolstadt, 9. 2., 4. 2., e e Vereinsbrauerei 
Höhscheid A.-G., Höhscheid, 14.2., 7. 2. 19.1. 

Waaren-Credit-Anstalt, Hamburg, 7. 2, 0.2., 
17.1. e Waaren-Liquidations-Casse, Hamburg, 12. 2., 
11. 2., 17.1. „ F. C. Wetzler A.-G., Apolda, 9. 2., 
— 20.1. e Wieler & Hardtmann A.-G.. Danzig, 
10. 2., — 16.1. e Bad Wildunger Heilquellen A.-G. 


Königsquelle, Bad Wildungen, 7.2., 3. 2., 19.1. è 
Württembergische Transportversicherungs-Gesellsch., 
Heilbronn, 13.2, —, 20.1. 


Zuckerfabrik zu Prosigk, Prosigk i. Anh.. 11. 2., 
Zwickau, 14.2, 23.1. e Zwirnerei und Näh- 
fadenfabrik A.-G. Augsburg i. Liqu., Augsburg, 10. 2., 
21.1. e Zwickauer Steinkohlenbauverein, 
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Verantwortlich für den redaktionellen Teil: Hans Goslar in Oharlottenburg. 


Aus der 


Geschäftswelt. 


Die Mitteilungen in den folgenden Rubriken sind Darlegungen der Interessenten und erscheinen ohne Verantwortlichkeit 


der Redaktion und des Herausgebers, 


Essener Credit-Anstalt In Essen-Rahr, suche Ben ENTE 
Zweigniederl in: A B 5 
Bochum, Borheck. Belp, Daratar f , Gerais ls 925 1000 |Mariaglück .. n.. 1175| 1250 
ane Rane 1 Gelsenkirchen; Gute Hoffnung | 4550 4700 Marte a 2325 2425 
e eee Rerne eee eee 1400 1475 | Marie-Louise 2325 2425 
Iserlohn, Lünen a- d. Lippe». Mülheim-Ruhr, | no 200 eee eee eee eee e en = 
Münster ). W., Oberhausen (Rhid), Reckiing Leonhard kl. 7500| F Mas Er 2900| 3000 
hausen, Wanne, ‚Wesel u. Witten. l.ucherbere Seen 2250 2300 |Neurode .......... 1975 2075 
Aktien-Kapital und Reserven 116 Mill. Mark. Michel | 8000| 8200 | Neusollstedt ........ 2950| 3050 
Telegramm-Adresse: Creditanstalt. [6602 | Neural 800 900 Neustassfurt 9300 9700 
Fernsprech-Anschluss: Essen Nr. 12, 194, 195. i i i 1111 1000 inz, Eugen. .e o A 5 
Aan, e Schallmauer. Branäk . || 3300 3400 ne Ma ur, an 1750 
rom 27. Tan. 1914; abgeschlosss U e ieee 2450 2550 Reichenhall 1100 1150 
- Ce "ange:  Kali-Kuxe und -Anteile. | Rothenberg- TETEE 2075 2150 
I boten | Alexandershall ..... 7700| 8000 | Sachsen-Weimar 6500 6800 
Kohlen Aller Nordstern 1100| 1200 Sala e A 3125 pog 
- | z | iegfried: 17 Mn, 
Adler bei Kupferdreh — 4400 ENTER ee 8200 5359 Siegfried-Giesen Was SG = 72900) 
Altet Haase em. Wei 1425 1475 8 eg EA ORT Theod 3500| 6 
Braunschweig-Lüneburg . | — 2000 F 3650 
Blankenburg 1800) 1900 Thüri 
Burbach, n . 9200 9800 IDEEN AMAA 3150| 3300 
Brassert Au. Sun 10300/10700 PRT RRS Volk d 
ö Baltiar rr e a 1000 e olkenzodar War. a" 4350| 4500 
Carolines 2% 24.0. . 2725| 2900 Sarlsfuntl 4000| 4300 | Walbeck 3200| 3400 
Carolus Magnus N ek PETE NE D 325 375 Walter 1225 1300 
Constantin der Gr. . 4950005 1500 Chr a a 1775| 1825 Weyhausen — 225⁵⁰ 
Wein a a u): 100002625 | Carnallshall . . . . . . 2600 2800] Wilhelmine a 425| 500 
Borste Dee ee 0000110400 Deutschland, Justenbg 200c| 2100| Wilhelmshall ...... 7200! 7600 
Ewald. Aa. 40000143000 Einigkeit p * 2775 2875 Wintershall! — 18250 
Friedrich der Grosse . . 2650027500 Fallersleben 1030 44255 . 
Fröhliche Morgensonne — 12000 e e 2475 2525 Kali-Aktien. 
Gottessegen 2800 — GE Fra E — 3800 Adler Kali werke 46% 47% 
Graf Bismarck ..... — 65000 Sliiekauf Sonder et 16700117200 Bismarckshall ....... 80% 82% 
Graf Schwerin 1210012500 Cünthershall 4350 4450 Hallesche Kaliwerke 41% 42% 
Hrinrie nk 5300 5600 Hansa Silberberg 4500 Meso En 87% 890% 
Helene & Amalie . . . . 18800/19500 | Heqwi pe 1400 1450 % Or ar, 30 / 31% 
Hermann I/III (3000 Kuxe) 4750 4850 Heilisen malle 775 850 Hustuaäe nn 75% 77% 
Johann Deimelsberg . . 7000 7150 ee. 2 4 DE er 9350] Krügershall . .. 2.0... 100% 105% 
König Ludwig ..... 30200 31500 | Heimboldehausen — | 1775| Ronnenberg Act. 870,,| 890, 
Langenbrahm ...... 1660017300 Helden 1 Ei E 700 750 Salzdethturti m. a A 3109/,1315%/ 
Lothringen 29400 30200 Heldrungen i111 77 825 aane A a R — | 300% 
Mont Cenis 1630017000 H fa F 1975 2075 eue! 8 58% 60% 
Gepe A NT 3. 2700| 2800 Eu De ER N 5000| 5150 Erzk 
Ruder 400, Baal ESS 1 1175 1225 Apfelb ae ` 
Schürb. & Charlottbg. . . || 2350| 2400 le eea A - Se Bau 
ape VV 5500 5800 Tee E E 150 850 
Trier (3000 Kuxe) . . 6900 7050 > enzollerıw eee Ele ernie DD A we: 2750| 285 
UAA e N 1650017500 UBO o 00 Flick S . 80 100 
a UN Hüpst ede. . | 2450| 2500 | Freier Grunder Bgw.-V. 575| 625 
Westfalen (10000 Kuze) 1400 1450 Immenrode 3550| 3650| Ver. Henriette. 11500 1250 
DE: 5 r. Henriels 
Braunkohlen. Harde b 700 750 Louise Brauneisenst. 1725 1775 
Bellerhammer Br.. 1700 1775| Johannash all 2650 — Neue Hoffnung 10 0 25 
Bruckdorf-Nietleben — 1600] Kaiserodda 5400| 5850] Wilhelmine 1050| 1125 
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